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Einleitung/Zusammenfassung 

Damit eine Gesellschaft sich nachhaltig entwickeln kann, 
sollte dieses Leitbild in sämtliche Bereiche des Lebens in- 
tegriert werden. Es braucht eine Kultur der Nachhaltig- 
keit, die helfen soll, die Kluft zwischen Wissen und Han- 
deln zu schließen. Es geht darum, welche Werte für uns 
angesichts der großen Herausforderungen wichtig sind 
und wie wir Lebensqualität, Zufriedenheit und Ansehen 
definieren in einem Zeitalter, in dem die Kenntnis um 
weltweit begrenzte Ressourcen, Globalisierung und Um- 
weltbelastungen vorhanden ist. Immer mehr Menschen 
beginnen wieder neu, herauszufinden, was Ihnen wirklich 
wichtig ist - gesellschaftlicher Zusammenhalt, Stabilität, 
Sicherheit vor Krisen, Reichtum in Beziehungen, Entfal- 
tung der Kreativität und eine gute Zukunft für die kom- 
menden Generationen. Die Gesellschaft sollte neue kultu- 
relle Bilder und Symbole für Nachhaltigkeit entwickeln. 
Dabei müssen die Menschen für eine nachhaltige Ausge- 
staltung der Gesellschaft begeistert und frühzeitig in die 
Entwicklung alternativer Modelle eingebunden werden. 

Der Fortschrittsbericht 2012 zur nachhaltigen Entwick- 
lung, den der Parlamentarische Beirat für nachhaltige 
Entwicklung (PBNE) mit der vorliegenden Unterrichtung 
bewertet und kommentiert, ist ein wichtiges Instrument 
für die Diskussion der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie 
auf einer breitgefächerten Grundlage. 

Der PBNE spricht sich mit seiner Unterrichtung dafür 
aus, den eingeschlagenen Weg des Nachhaltigkeitsma- 
nagements fortzusetzen und an den Stellen, an denen er 
Handlungsbedarf feststellt, die Grundlagen für eine Stär- 
kung des Managements zu schaffen bzw. die bestehenden 
Möglichkeiten zu optimieren. 

Bei der Betrachtung der Indikatoren kann insgesamt eine 
gemischte Entwicklung festgestellt werden. Während ei- 
nige Indikatoren die Zielstellung nach derzeitigem Stand 
problemlos erreichen können bzw. bereits erreicht haben, 
wird bei anderen Indikatoren deutlich, dass noch erhebli- 
che Anstrengungen erforderlich sind, um das gesteckte 
Ziel zu erreichen oder zumindest eine Trendwende zu be- 
wirken. Nicht nachvollziehbar ist, dass bei manchen Indi- 
katoren die Zielstellung deutlich abgeschwächt worden 
ist, ohne darüber eine breite politische Diskussion zu füh- 
ren und das Parlament mit einzubeziehen. Praktische Fra- 
gen der vertikalen Integration der Nachhaltigkeitsstrate- 
gie dürfen aus Sicht des PBNE nicht dazu führen, dass 
bislang ehrgeizigere Ziele durch schwächere ersefzt wer- 
den. Des Weiteren gibt es immer noch Indikatoren, deren 
Zielschärfe durch Konkretisierung verbessert werden 
sollte. 

Der Parlamentarische Beirat für nachhaltige Entwicklung 
begrüßt die Schwerpunktsetzung bei den Themen „Nach- 
haltiges Wirtschaften“, „Klima und Energie“ und „Nach- 
haltige Wasserpolitik“ sowie die laufende Berichterstat- 
tung aus einzelnen Politikfeldem. Basierend auf der 
Bewertung der einzelnen Themenfelder leitet der PBNE 
konkrete Handlungsoptionen ab und unterbreitet Vor- 
schläge und Erwartungen sowohl gegenüber der Bundes- 


regierung als auch im Hinblick auf Länder, Kommunen 
und gesellschaftliches Handeln. 

Zu Kapitel A: Aktuelle Herausforderung 
Nachhaltigkeit 

„Krisen - oft eine Folge fehlender Nachhaltigkeit“, so 
heißt es im Kapitel „Aktuelle Herausforderung Nachhal- 
tigkeit“. Die größten Herausforderungen sind derzeit der 
Klimawandel, die Begrenztheit der natürlichen Ressour- 
cen, die Finanz- und Schuldenkrise, die Gestaltung des 
demografischen Wandels und auch die Endlagersuche für 
Atommüll. Allesamt beruhen auf mangelnder Nachhaltig- 
keit. Deshalb nimmt der Parlamentarische Beirat für 
nachhaltige Entwicklung (PBNE) den Slogan im selbigen 
Kapitel „Weichen jetzt stellen“ ernst und fordert die 
jetzige wie künftige Regierungen auf, zehn Jahre nach 
Vorlage der Nachhaltigkeitsstrategie das Prinzip in alle 
Politikbereiche zu integrieren und jegliches Regierungs- 
handeln stärker auf Nachhaltigkeit hin auszurichten. 

Zu Kapitel B: Nationale Nachhaltigkeltsstrategle 

Stärkung des Nachhaltigkeltsmanagements: 

Nachhaltigkeitsprüfung in der Gesetzesfolgen- 
ahschätzung 

Die Nachhaltigkeitsprüfung in der Gesetzesfolgenab- 
schätzung wird drei Jahre nach ihrer Einführung in den 
einzelnen Bundesminisferien immer noch qualifativ un- 
terschiedlich umgesetzt. Im parlamentarischen Verfahren 
wird sie bislang praktisch kaum wahrgenommen. Das 
dürfte nicht zuletzt auch daran liegen, dass der Parlamen- 
tarische Beirat für nachhaltige Entwicklung in der Ge- 
schäftsordnung noch nicht verankert ist. Damit hat auch 
die Nachhaltigkeitsprüfung im Gesetzgebungsverfahren 
nicht den Stellenwert wie auf ministerieller Ebene, wo sie 
bereits seit 2009 in der Gemeinsamen Geschäftsordnung 
steht. 

Hinsichtlich der Nachhaltigkeitsprüfung auf Länderebene 
ist zu begrüßen, dass auch einige Bundesländer wie Ba- 
den-Württemberg und Hessen mit Nachhaltigkeitsprüfun- 
gen begonnen haben. Insgesamt aber weist die vertikale 
Integration der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie wei- 
terhin Verbesserungspotenzial auf Denn Gesetzentwürfe 
des Bundesrates enthalten in der Regel (von einigen Aus- 
nahmen abgesehen) keine Aussagen zur nachhaltigen 
Entwicklung. Anknüpfend an die Nachhaltigkeitsprüfun- 
gen in einzelnen Bundesländern sollte hier verstärkt bei 
den Bundesländern dafür geworben werden, eine Nach- 
haltigkeitsprüfüng in alle Gesefzesvorhaben des Bundes- 
rates aufzunehmen. 

Aktivitäten des Staatssekretärsausschusses 

Der Parlamentarische Beirat für nachhaltige Entwicklung 
begrüßt, dass die Bundesregierung die Arbeit des Staats- 
sekretärsausschusses für nachhaltige Entwicklung in der 
17. Wahlperiode fortgeführt hat. Damit wurde ein wichti- 
ger Akteur im Gefüge des Nachhaltigkeitsmanagements 
etabliert. 
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Der PBNE hat sich in der laufenden Wahlperiode mehr- 
fach mit Positionspapieren an der Arbeit des Staatssekre- 
tärsausschusses für nachhaltige Entwicklung beteiligt und 
sie somit inhaltlich begleitet. Aus Sicht des PBNE wäre 
es wichtig, dass die laufende Zusammenarbeit auch in der 
nächsten Wahlperiode fortgesetzt wird und damit ein Zei- 
chen für die große Bedeutung des Themas Nachhaltigkeit 
für die Politikgestaltung in Deutschland, aber auch in Eu- 
ropa, gesetzt wird. 

Der PBNE begrüßt, dass der Staatssekretärsausschuss für 
nachhaltige Entwicklung Mitte 2012 erstmals den Titel 
eines „Leuchtturmprojektes der nationalen Nachhaltig- 
keitsstrategie“ vergeben hat. Damit wird jährlich mindes- 
tens einem Regierungsprojekt, das die Ziele und Metho- 
den der Nachhaltigkeit praktisch umsetzt, mehr 
Sichtbarkeit verliehen. 

Maßnahmenprogramm Nachhaltigkeit 

Mit dem „Maßnahmenprogramm Nachhaltigkeit“ wird 
das Beschaffungswesen des Bundes nach ökologischen 
und sozialen Kriterien ausgerichtet. Diese Vorbildfunk- 
tion ist ein Schritt in die richtige Richtung. Der PBNE hat 
in früheren Stellungnahmen bereits darauf hingewiesen, 
dass der Staat hier im Rahmen seiner Möglichkeiten mit 
gutem Beispiel vorangehen sollte. 

Peer-Review zur Strategie 

Zum Bericht „Peer Review 2009“ hatte der PBNE im 
Frühjahr 2010 eine Stellungnahme (Bundestagsdrucksa- 
che 17/1657) abgegeben, auf die er an dieser Stelle ver- 
weist. Auch wenn die Sichtweise der internationalen 
Experten nicht in allen Punkten die besonderen Gegeben- 
heiten und Ansätze der deutschen Nachhaltigkeitspolitik 
würdigt, sieht der Parlamentarische Beirat für nachhaltige 
Entwicklung in der geäußerten Kritik und den daraus re- 
sultierenden Vorschlägen durchaus einige gute Ansatz- 
punkte für Verbesserungen, auf die er in seiner Sfellung- 
nahme näher eingegangen isf. 

Bund-Länder-Zusammenarbeit 

Für die Umsetzung der nationalen Nachhaltigkeitsstrate- 
gie ist eine stärkere Verzahnung von Bund, Ländern und 
Kommunen unerlässlich. 

Die Bundesländer hatten sich im Fortschrittsbericht 2008 
für eine engere Zusammenarbeit zwischen Bund und Län- 
dern im Bereich nachhaltiger Entwicklung ausgespro- 
chen. Die im Fortschrittsbericht 2012 dargestellten Akti- 
vitäten lassen allerdings den Schluss zu, dass hier noch 
erhebliches Verbesserungspotenzial liegt. Dies bestätigt 
auch das WWF „Politikbarometer zur Nachhaltigkeit in 
Deutschland“. Nach wie vor hält der PBNE es für wich- 
tig, dass konkrete Vorschläge der Bundesregierung für 
eine sfärkere Verzahnung der Nachhaltigkeitssfrategien 
von Bund und Ländern erörtert werden. Die für die Zu- 
sammenarbeit im Rahmen der Bund-Länder-Regierungs- 
arbeitsgruppe Nachhaltigkeit festgelegten Themen sind 
ein richtiger Schritt. Gerade hinsichtlich der Reduzierung 
der Flächeninanspruchnahme und bezüglich weiterer 


Nachhaltigkeitsziele gibt es große Schnittmengen zwi- 
schen Bundes- und Landespolitik, die in einer engeren 
Kooperation genutzt werden sollten. 

Aus Sicht des PBNE sollte sowohl der Austausch auf Re- 
gierungsebene vertieft als auch auf Parlamenfsebene be- 
gonnen werden. Nach wie vor haben die Mitglieder des 
PBNE auf Landesebene kaum Ansprechpartner. Parallel 
zur Anbindung der Nachhaltigkeitsstrategie im Bundes- 
kanzleramt sollten die Länder ihrerseits ebenfalls die 
Nachhaltigkeitsstrategie in den Staats- und Senatskanz- 
leien im unmittelbaren Umfeld der Regierungschefs an- 
siedeln. Zudem sollten die Bundesländer prüfen, inwie- 
weit sie die nationale Nachhaltigkeitsstrategie in eine 
eigenständige und themenübergreifende Arbeitsgruppe in 
der Ministerpräsidentenkonferenz mit Querschnittsaufga- 
ben integrieren können. Dies würde dem Thema auf Län- 
derebene eine größere Bedeutung einräumen und zudem 
die Bund-Länder-Kooperation ausbauen und optimieren. 
Aus Sicht des PBNE reicht es für eine umfassende Ko- 
operation nicht aus, das Thema in größeren Abständen 
bei den Besprechungen der Chefs der Staats- und Senats- 
kanzleien (CdS) mit dem Chef des Bundeskanzleramtes 
anzusprechen. Hier ist mehr Kontinuität erforderlich. 

Zu begrüßen ist, dass die Allianz für eine nachhaltige Be- 
schaffung fortgesetzt werden soll. Bund und Länder ha- 
ben hier die Möglichkeit, durch eine entsprechend große 
Nachfrage einen wichtigen Impuls für den Bereich der 
nachhaltigen Beschaffung zu setzen. Umso weniger ist es 
nachvollziehbar, dass seitens des Bundesrates nachhalti- 
gere Beschaffüngskriterien abgelehnt werden. 

Zusammenarbeit mit kommunalen Spitzenverbänden 

Der Parlamentarische Beirat für nachhaltige Entwicklung 
begrüßt, dass die Bundesregierung die kommunalen Spit- 
zenverbände weiter einbeziehen will. Vor dem Hinter- 
grund des WWF „Politikbarometers zur Nachhaltigkeit in 
Deutschland“ ist dies aus Sicht des PBNE dringend gebo- 
ten, da Nachhaltigkeit in vielen Bereichen auf lokaler 
Ebene umgesetzt wird, wie beispielsweise die Flächen- 
neuinanspruchnahme oder der Ausbau emeuerbarer Ener- 
gien. 

Wege zur weiteren Stärkung der Strategie: 

Vision 2050 - Langfristigkeit innerhalb der Strategie 
stärken 

Dass die Bundesregierung vereinzelt bereits langfristige 
Perspektiven bis 2050 in die Zielstellungen der Nachhal- 
tigkeitsstrategie aufgenommen hat, entspricht den Forde- 
rungen des Peer Review 2009 und des PBNE. Dies sollte 
bei der Fortentwicklung auch der weiteren Indikatoren 
stets mit geprüft werden. Hinsichtlich des weitergehen- 
den Horizontes bis zum Jahr 2050 hatte der Parlamentari- 
sche Beirat für nachhaltige Entwicklung der Bundesregie- 
rung empfohlen, bei der Fortschreibung der nationalen 
Nachhaltigkeitsstrategie im Fortschrittsbericht 2012 bei 
den Indikatoren und Zielen, bei denen eine über die bis- 
lang festgelegten Ziele hinaus längerfristige Planung 
sinnvoll ist, die konkreten Zielvorgaben auf das Jahr 2030 
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auszuweiten und weitergehende Vorstellungen bis zum 
Jahr 2050 zu skizzieren. Dies sollte bei der noch ausste- 
henden Indikatoren-Analyse 2012 erfolgen. Diese weiter- 
gehenden Zielwerte sollten zum einen realistisch sein, da- 
mit sie mit den gegebenen Instrumenten annähernd 
erreicht werden können. Zum anderen sollten sie ehrgei- 
zig genug sein, um Ansporn zur Entwicklung neuer In- 
strumente zu geben. 

Der Blick von außen - hilft 

Es ist zu begrüßen, wenn im Jahr 2013 erneut eine ex- 
terne Begutachtung der deutschen Nachhaltigkeitspolitik 
in Form eines Peer Review erfolgt. Allerdings sollte im 
Vorfeld bereits darauf hingewiesen werden, dass eine ein- 
seitige Betrachtung einer kohlenstoffarmen Lebensweise, 
wie es im Peer Review 2009 im Mittelpunkt der Betrach- 
tungen gestanden hat, wenig hilfreich ist. Wichtig ist, bei 
einer externen Begutachtung der deutschen Nachhaltig- 
keitspolitik den Blick möglichst auf alle Bereiche und 
Ebenen zu werfen. 

Gesellschaftlicher Dialog - Nachhaltigkeit kann nur 
gemeinsam gelingen 

Es ist zu begrüßen, dass die Bundesregierung mit den bei- 
den im Fortschrittsbericht 2012 dargestellten Aktionen 
„Mitreden U“ und „Dialog zur Nachhaltigkeit“ Angebote 
geschaltet hat, um die Gesellschaft stärker in die Weiter- 
entwicklung der Nachhaltigkeitsstrategie einzubinden. Es 
wäre schön, wenn die bedeutendsten Vorschläge nicht nur 
vereinzelt, sondern zusammengefasst den jeweiligen Ka- 
piteln im Fortschrittsbericht vorangestellt würden. 

Eine umfassende Bürgerbeteiligung am Konsultations- 
prozess der Bundesregierung zur Nationalen Nachhaltig- 
keitsstrategie ist Voraussetzung, um den Gedanken der 
Nachhaltigkeit tiefer in der Gesellschaft zu verankern. 
Personelle und finanzielle Ressourcen sowie die politi- 
sche Unterstützung seitens der Bundesregierung sind da- 
für zwingende Voraussetzung. 

Zu Kapitel C: Stand der Nachhaltigkeit in 
Deutschland: Indikatoren und Ziele für 
eine nachhaltige Entwicklung 

Weiterentwicklung der Indikatoren 

Es ist zu begrüßen, dass die Bundesregierung geprüft hat, 
inwieweit Indikatoren angepasst werden können. Dabei 
ist es richtig, dass eine gewisse Kontinuität gewahrt wer- 
den sollte, um auch über längere Zeiträume Daten zu ver- 
gleichen. Indikatoren, die sich in den zurückliegenden 
Jahren als ungeeignet erwiesen haben, sollten aber auch 
entsprechend geändert werden, wie es beispielsweise 
beim Indikator 15 erfolgte. Hier erwartet der PBNE bei 
der Weiterentwicklung der nationalen Nachhaltigkeits- 
strategie zum Jahr 2016 auch bei anderen Indikatoren 
eine sinnvolle Optimierung. Schwierigkeiten bei der ver- 
tikalen Integration sind dabei nicht zwingend als Hinde- 
rungsgrund ersichtlich. Unabhängig von der Frage einer 
Änderung der Indikatoren enthält die nationale Nachhal- 
tigkeitsstrategie bereits jetzt Indikatoren, für die der Bund 


nicht zuständig und somit auf die Unterstützung der Län- 
der angewiesen ist. 

„Bei einigen Indikatoren wurde ein längerfristiger Zeitho- 
rizont bzw. ambitioniertere Zielstellungen aufgegriffen. 
Dies wird vom PBNE begrüßt. Gleichzeitig bedauert er, 
dass bei einigen Indikatoren durch zeitliche Verschiebung 
der Zielstellung eine deutliche Verschlechterung der Ziele 
stattgefunden hat.“ 

Der Parlamentarische Beirat für nachhaltige Entwicklung 
begrüßt, dass die Bundesregierung hinsichtlich eines In- 
dikators „Nachhaltiger Konsum“ ab dem Jahr 2012 For- 
schungsvorhaben unternimmt. Der PBNE bittet die Bun- 
desregierung, ihn regelmäßig über die Fortschritte zu 
informieren und plädiert weiterhin dafür, auch die essen- 
tielle Ressource Wasser in das Indikatorensystem aufzu- 
nehmen. 

Wo wir stehen: Analyse zum Stand der 
Nachhaltigkeitsindikatoren 

Der Parlamentarische Beirat für nachhaltige Entwicklung 
begrüßt, dass bei den Indikatoren, bei denen Querbezüge 
zu anderen Indikatoren der nationalen Nachhaltigkeits- 
strategie dargestellt werden können, diese Bezüge ausge- 
wiesen werden. Diese zusätzliche Information verdeut- 
licht die Gesamtsystematik und erleichtert es, das 
Indikatorensystem nachzuvollziehen. 

A - Generationengerechtigkeit 

Indikator 1 - Ressourcenschonung 

Beim Umgang mit natürlichen Ressourcen gibt es nach 
wie vor akuten Handlungsbedarf, da die Effizienzsteige- 
rungen bei Energie und Rohstoffen stagnieren. 

1 a/b Energieproduktivität und Primärenergie- 
verbrauch 

Mit dem neuen Ziel der Nachhaltigkeitsstrategie, der Hal- 
bierung des Primärenergieverbrauchs bis 2050, wird eine 
Forderung sowohl aus dem Peer Review 2009 als auch 
aus der Stellungnahme des PBNE aus dem Jahr 2010 um- 
gesetzt. Leider stagniert die Entwicklung. Nach den vor- 
liegenden Ergebnissen ist nicht zu erwarten, dass das für 
das Jahr 2020 gesefzfe Ziel fatsächlich erreichf werden 
kann. Im Vergleich zum Indikatorenbericht 2010 hat sich 
zudem der Trend verschlechtert. 

Für eine nachhaltige Entwicklung ist nicht nur die Ener- 
gieeffizienz, sondern auch die Verringerung des Energie- 
verbrauches insgesamt bedeutsam. Dabei sind auch 
Strategien zu entwickeln, wie die sogenannten Rebound- 
effekte vermieden werden. Hierfür kann u. a. die Umset- 
zung der EU-Energieeffizienzrichtlinie in deutsches 
Recht ein Weg sein. 

Die Gebäudesanierung ist ein Schlüssel für die Bekämp- 
fung des Klimawandels und für den Erfolg der Energie- 
wende. Dafür müssen Bund und Länder gemeinsam ihrer 
Veranfwortung gerecht werden. 
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1 c Rohstoffproduktivität 

Die bislang ergriffenen Maßnahmen reichen nicht aus, 
das für das Jahr 2020 im Hinblick auf die Steigerung der 
Rohstoffproduktivität gesetzte Ziel zu erreichen. Deshalb 
nimmt der PBNE zur Kenntnis, dass die Bundesregierung 
mit der Rohstoffstrategie und dem Ressourceneffizienz- 
programm „ProgRess“ weitere Maßnahmen ergreift. Der 
Parlamentarische Beirat für nachhaltige Entwicklung be- 
grüßt, dass „ProgRess“ die gesamte Wertschöpfungskette 
betrachtet, um eine nachhaltige Rohstoffversorgung zu si- 
chern, Ressourceneffizienz in der Produktion zu steigern, 
Konsum ressourceneffizienter zu gestalten, eine ressour- 
ceneffiziente Kreislaufwirtschaft auszubauen sowie über- 
greifende Instrumente zu nutzen. Dabei müssen Men- 
schenrechts-, Umwelt- und Sozialstandards geachtet 
werden. Weitere Anstrengungen sind erforderlich, um si- 
cherzustellen, dass die deutsche Wirtschaft im Bereich 
der Rohstoffverarbeitung Rohstoffe einspart sowie den 
Einsatz von recycelten Rohstoffen und die Rohstoffpro- 
duktivität und -effizienz steigert. Dies ist jedoch nicht nur 
eine Aufgabe der Politik, die letztendlich nur den 
Rahmen vorgeben und gestalten kann. Hier sind auch die 
Abnehmer der Rohstoffe, also letztendlich die produzie- 
rende Industrie und das produzierende Gewerbe gefor- 
dert. 

Die Darstellung der indirekten Importe in der Grafik hatte 
der PBNE bereits seit längerem gefordert, denn die Res- 
sourceneffizienzziele müssen auch für importierte Güter 
gelten. So wurden laut Statistischem Bundesamt 2009 
538 Mio. Tonnen Güter importiert, für deren Herstellung 
rund dreimal so viele Rohstoffe eingesetzt wurden. 

Der Parlamentarische Beirat für nachhaltige Entwicklung 
hat mit den Positionspapieren „Wachstumspotenzial Um- 
welttechnologien“ und „Natürliche Ressourcen - Steige- 
rung der Ressourceneffizienz und Kreislaufwirtschaft“ 
konkrete Schritte hin zu mehr Effizienz sowohl im Ener- 
giebereich als auch im Bereich der mineralischen Roh- 
stoffe aufgezeigt. Weitere ehrgeizige Maßnahmen sind er- 
forderlich, um die Ziele zu erreichen. 

Indikator 2 - Klimaschutz 
Treibhausgasemissionen 

Die Treibhausgasemissionen lagen im Jahr 2011 laut ei- 
ner Zeitnahprognose des Umweltbundesamtes rund 
26 Prozent unterhalb des Niveaus von 1990. Damit liegen 
sie nach einem kurzen Anstieg im Jahr 2009 wieder im 
sinkenden Trend, aber mit weltweit relativ hohen Pro- 
Kopf-Emissionen bei Treibhausgasen muss Deutschland 
weiter ambitioniert voranschreiten. Auf internationaler 
Ebene sind wegen unzureichender Ergebnisse der beste- 
henden Abkommen weitere Schritte in Richtung Klima- 
schutz nötig, die Produktionsverlagerungen ins weniger 
regulierte Ausland verhindern. Ohne verbindliche inter- 
nationale Minderungsverpfiichtungen besteht die Gefahr, 
dass in vielen Teilen der Welt energieintensive- und kli- 
maschädliche Produktionsprozesse weiter zunehmen wer- 
den. Auch um weltweiten Rebound-Effekten entgegen- 


wirken zu können, sind größere Anstrengungen 
erforderlich. 

Bei allen Maßnahmen zum Klimaschutz sind die Instru- 
mente weiterhin so zu wählen, dass das Wirtschaftlich- 
keitsgebot unter Einbeziehung von externen Kosten und 
der technischen Lebensdauer der jeweiligen Investition 
beachtet wird, um Erfolg und Akzeptanz zu gewährleis- 
ten. Der PBNE bekräftigt seine Auffassung, dass Energie 
für alle bezahlbar bleiben muss. Gleichzeitig weist der 
PBNE darauf hin, dass die Einsparung von Treibhausgas- 
emissionen durch Senkung des Energie- und Materialver- 
brauchs Einsparpotenziale heben und sich langfristig 
auch bezahlt machen kann. Konzepte zur Energiewende 
müssen sich letztendlich auch in den finanziellen Planun- 
gen des Bundes wiederfinden. 

Indikator 3 - Erneuerbare Energien 

Der Stand der Indikatoren zeigt, dass Deutschland beim 
quantitativen Ausbau der emeuerbaren Energien auf ei- 
nem guten Weg ist. Der Fortschrittsbericht 2012 zeigt auf, 
dass die emeuerbaren Energieträger einen bedeutenden 
Beitrag zur Energieversorgung in Deutschland leisten 
können. Für die weitere Umsetzung ist ein ehrgeiziger, 
aber auch ausgewogener Fahrplan erforderlich, der auch 
Biodiversitätsziele berücksichtigt, ln seinem Positions- 
papier „Wachstumspotenzial Umwelttechnologien“ hat 
der PBNE Vorschläge dazu vorgelegt. 

3 a Anteil erneuerbarer Energien am Endenergie- 
verbrauch 

Das für 2050 angestrebte Ziel von 60 Prozent beim End- 
energieverbrauch erscheint vor diesem Hintergmnd er- 
reichbar. Dabei sollten die Ziele im Mobilitätssektor und 
im Wärmesektor nicht aus den Augen verloren werden, 
um den Anteil der emeuerbaren Energien am Bmttoend- 
energieverbrauch insgesamt deutlich zu steigern. Beson- 
ders im Mobilitätssektor werden die Ziele verfehlt, wenn 
keine weiteren Anstrengungen unternommen werden. 

3 b Anteil des Stroms aus erneuerbaren Energie- 
quellen am Stromverbrauch 

Die positive Entwicklung beim Anteil emeuerbarer Ener- 
gien am Stromverbrauch hat sich bis 2010 zwar leicht ab- 
geschwächt. Seit 2011 ist aber wieder eine dynamische 
Steigemng des Anteils zu beobachten, so dass im ersten 
Halbjahr 2012 der Anteil der emeuerbaren Energien am 
Stromverbrauch schon auf 25 Prozent gesteigert werden 
konnte. Vor diesem Hintergmnd sind die Anhebung des 
2020-Ziels um 5 Prozentpunkte und das neue Langfrist- 
ziel von 80 Prozent für 2050 eine logische Anpassung an 
das dynamische Ausbautempo. Dabei ist es aber dringend 
erforderlich, Reformen einzuleiten, um die emeuerbaren 
Energien zügig in Markt und Netz zu integrieren. Gleich- 
zeitig sollte die Technologie so weiter entwickelt werden, 
dass die vollständige Umstellung bei der Stromerzeugung 
bereits früher erreicht werden kann. 
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Indikator 4 - Flächeninanspruchnahme 

Auch hier hat sich die positive Entwicklung abge- 
schwächt, selbst beim aussagekräftigeren gleitenden 
Vierjahresdurchschnitt. Die Zunahme der Flächeninan- 
spruchnahme geht meist einher mit Minderung der Arten- 
vielfalt, die im Indikator 5 dargestellt wird. Der Anteil der 
Verkehrs- und Gebäudeflächen am täglichen Flächenzu- 
wachs stieg deutlich an. Das zeigt, dass bereits bei der 
Ausweisung von zu bebauender Fläche angesetzt werden 
muss, denn ausgewiesenes Bauland wird früher oder spä- 
ter bebaut werden. Ziel muss es sein, die Ausweisungen 
an Bedingungen zu knüpfen, wie Brachflächenvorrang, 
Nutzung von Rückbauflächen, Nutzung innerstädtischer 
Brachflächen und leer stehender Gebäude, sowie sukzes- 
sive die Vermeidung der Bebauung im Außenbereich. 
Hier fehlt nach wie vor ein wirksames Monitoring. 

Vor einer Fortschreibung des 30-Hektar-Ziels sind drin- 
gend aktualisierte Bevölkerungsentwicklungsprognosen 
einzuholen. Denn aktuelle Prognosen sagen bereits ab 
2020 - mit Ausnahme von einigen wenigen Metropolre- 
gionen - eine breite Bevölkerungsabnahme voraus. In- 
vestitionen in Verkehrsfläche sowie Bauinvestitionen sind 
dem sinkenden Bedarf anzupassen, um Belastungen für 
künftige Generationen zu vermeiden. Gerade vor dem 
Hintergrund des demografischen Wandels betont der 
PBNE nochmals sein in früheren Stellungnahmen ange- 
regtes Netto-Null-Ziel bei der Flächenneuinanspruch- 
nahme und begrüßt Ansätze zur stärkeren Nutzung inner- 
städtischer Brachfiächen und Leerstände. Bund und 
Länder müssen die im Jahr 2010 vorgelegten Vorschläge 
der Bund-Länder-Arbeitsgemeinschaft Bodenschutz (wie 
z. B. Rücknahme ungenutzter Baurechte, Reform der 
Grunderwerbsteuer, Modellversuch zum Testen eines 
Handelssystems mit Flächenausweisungsrechten) konse- 
quenter Umsetzen. 

Im Übrigen ist der Indikator zur Flächeninanspruch- 
nahme bei der nächsten Überarbeitung in seiner Aussage- 
kraft zu schärfen. Es ist nicht zielführend, wenn renatu- 
rierte Flächen weiter als verbraucht gelten, nur weil der 
Flächennutzungsplan nicht geändert wurde. 

Indikator 5 - Artenvielfalt 

Das Ziel, die Vielfalt an Arten von 1975 wieder zu errei- 
chen, wird bis 2015 mit Sicherheit verfehlt, denn die Ar- 
tenvielfalt ist erneut zurückgegangen. Diese ist aber ne- 
ben dem Klimaschutz für das Überleben der Menschen 
auf der Erde eine der wichtigsten Voraussetzungen. Denn 
nur Vielfalt gewährleistet ausreichend Schutz vor Schäd- 
lingen und damit letztlich auch nachhaltige Emährungssi- 
cherheit sowie eine Vielzahl weiterer Ökosystemleistun- 
gen. Die Belange des Natur- und Artenschutzes sind 
verstärkt sowohl in der Land-, Forst- und Fischereiwirt- 
schaft zu integrieren, als auch in der Verkehrs-, Klima- 
schutz-, Ressourcen- und Energiepolitik zu berücksichtig- 
ten. Die nationale Biodiversitätsstrategie muss in den 
Ressorts sowie in Ländern und Kommunen konsequent 
umgesetzt werden. 


Das Statistische Bundesamt nennt als wichtigste Ursache 
neben der Zersiedelung der Landschaft auch die intensive 
land- und forstwirtschaftliche Nutzung. Des Weiteren ist 
der Rückgang der Vielfalt von alten Obst- und Gemüse- 
sorten, aber auch von Nutztierrassen ein Problem. Des- 
halb ist die Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs, 
dass Bauern Saatgut alter Sorten ohne Eintragung ins 
amtliche Register verwenden dürfen, ein Schritt in die 
richtige Richtung. 

Die anstehende Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik 
(GAP) für die Zeit nach 2013 wird die entscheidenden 
Rahmenbedingungen für die Art der Landnutzung in der 
Europäischen Union setzen. Die Auswirkungen der Land- 
wirtschaft auf die Artenvielfalt werden maßgeblich davon 
abhängen, ob es gelingt, die Agrarzahlungen stärker als 
bisher an eine nachhaltige Landbewirtschaftung zu bin- 
den. Daneben kommt der Gemeinschaftsaufgabe Agrar- 
struktur und Küstenschutz (GAK) eine wichtige Len- 
kungsfunktion für eine nachhaltige Landbewirtschaftung 
zu. Die Bundesregierung sollte bei den Bundesländern 
auf eine entsprechend nachhaltige Schwerpunktsetzung in 
der GAK hinwirken. 

Über die nachhaltige Nutzung der Natur hinaus kommt 
Schutzgebieten eine zentrale Rolle für die Sicherung der 
Artenvielfalt zu. Wie im terrestrischen Bereich gilt es 
auch im marinen Bereich, die als Natura-2000-Gebiete 
nominierten Flächen durch Schutzgebietsausweisungen 
und Managementpläne tatsächlich zu sichern. 

Indikator 6 - Staatsverschuldung 
6 a Staatsdefizit 

Die dramatische Entwicklung des Indikators Staatsdefizit 
ist vor dem Hintergrund der vergangenen Finanzkrise er- 
klärbar und sollte deshalb auch entsprechend bewertet 
werden. Dennoch bleibt anzumerken, dass Deutschland 
so solide aus der Krise gekommen ist wie sonst kein an- 
deres Industrieland. Ziel muss weiterhin bleiben, das 
Staatsdefizit weiter abzubauen, ln Zeiten solider Wirt- 
schaftsentwicklung sollte eine Neuverschuldung vermie- 
den und Schulden zurückbezahlt werden. 

6 b Strukturelles Defizit 

Der Parlamentarische Beirat für nachhaltige Entwicklung 
begrüßt grundsätzlich die Ergänzung des Indikators 6 um 
den Aspekt des strukturellen Haushaltsdefizits. Hiermit 
lassen sich Finanzierungslücken der öffentlichen Haus- 
halte auch über Konjunkturzyklen hinweg ausweisen und 
das Ziel eines nahezu ausgeglichenen Haushalts unmittel- 
barer nachverfolgen. Dabei ist zu berücksichtigen, dass es 
unterschiedliche Berechnungsmethoden gibt. 

Das im Fortschrittsbericht 2012 ausgewiesene struktu- 
relle Defizit von 2,1 Prozent im Jahr 2010 geht auf die 
Maßnahmen zur Behebung der Finanzkrise zurück. Wich- 
tig ist, dass die im Jahr 2011 einsetzende Tendenz verste- 
tigt wird, um mittelfristig einen strukturell ausgegliche- 
nen Haushalt zu erhalten. 
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6 c Schuldenstandsquote 

Der Parlamentarische Beirat für nachhaltige Entwicklung 
begrüßt ebenfalls die Ergänzung des Indikators 6 um die 
Schuldenstandsquote. Die Schulden von heute sind letzt- 
endlich die Lasten kommender Generationen und schrän- 
ken deren Handlungsspielraum ein. Der PBNE erinnert, 
dass bei fortsetzendem Bevölkerungsrückgang Zins und 
Tilgung künftig von immer weniger Steuerzahlern zu tra- 
gen sind und die Belastung pro Kopf damit steigt, wenn 
die Bruttowertschöpfung nicht in vergleichbarem Maße 
mit ansteigt. Diese Herausforderung wird im bestehenden 
Indikatorensystem leider nicht abgebildet. 

Indikator 7 - Wirtschaftliche Zukunftsvorsorge 

Verhältnis der Bruttoanlageinvestitionen zum BIP 

Der Indikator gibt einen Hinweis, wie sich das langfris- 
tige Wachstum der Volkswirtschaft entwickeln kann. 
Beim Indikator 7 sollte aber weiterhin der Zielkonflikt 
zwischen den Bruttoanlageinvestitionen und den daraus 
resultierenden positiven Folgen für die wirtschaftliche 
Entwicklung mit den negativen Auswirkungen beispiels- 
weise beim Flächenverbrauch oder der Rohstoffprodukti- 
vität berücksichtigt werden. Das Statistische Bundesamt 
weist darauf hin, dass es sehr darauf ankommt, worin in- 
vestiert wird. 

Dass die Investitionsquote insgesamt im Jahr 2009 zu- 
rückgegangen ist, sollte vor dem Hintergrund der Wirt- 
schaftskrise nicht überbewertet werden - immerhin 
scheint dieser Trend im Jahr 2010 gestoppt worden zu 
sein. 

Indikator 8 - Innovation 

Private und öffentliche Ausgaben für Forschung und 
Entwicklung 

Der Parlamentarische Beirat für nachhaltige Entwicklung 
begrüßt, dass die Ausgaben für Forschung und Entwick- 
lung in den letzten Jahren kontinuierlich angestiegen sind 
und mit 2,82 Prozent im Jahr 2010 nur knapp unter der 
angepeilten 3 -Prozent-Marke gelegen haben. Damit ist 
Deutschland innerhalb der EU mit gutem Beispiel voran- 
gegangen. 

Der PBNE bedauert aber, dass im Fortschrittsbericht 
2012 das ursprüngliche Ziel von 3,0 Prozent im Jahr 2010 
in das Jahr 2020 verschoben worden ist. Der Bezug zur 
Strategie Europa 2020 mag logisch und im europäischen 
Kontext nachvollziehbar sein, leider ist die Europäische 
Union mit der Strategie Europa 2020 von ihrem ursprüng- 
lichen Ziel von 3,0 Prozent im Jahr 2010 abgerückt. 
Diese deutliche Verschlechterung fand leider nunmehr 
auch Einzug in die nationale Nachhaltigkeitsstrategie. 

Vor dem Hintergrund, dass Bildung und Innovationen so- 
wohl für eine nachhaltige Entwicklung in Europa als auch 
für die künftige Wettbewerbssituation Europas in der 
Welt unerlässlich sind und folgerichtig immer stärker in 
den Fokus politischer Aktivitäten rücken, wäre es besser 
gewesen, mit einem ehrgeizigeren Ziel voranzugehen. 


statt sich das weniger ambitionierte Ziel der Europäischen 
Union zu eigen zu machen. 

Indikator 9 - Bildung 

9 a 18- his 24-Jährige ohne Abschluss 

Der Parlamentarische Beirat für nachhaltige Entwicklung 
begrüßt, dass der Anteil der 18- bis 24-Jährigen ohne Ab- 
schluss des Sekundarbereichs 11, die sich nicht in Bildung 
oder Ausbildung befinden, seit 2005/2006 zurückgegan- 
gen ist. Allerdings ist festzustellen, dass die Quote ab 
dem Jahr 2009 jedoch wieder leicht gestiegen ist. 

Der PBNE bedauert, dass im Fortschrittsbericht 2012 die 
ursprünglichen Ziele von 9 Prozent im Jahr 2010 und 
4,5 Prozent im Jahr 2020 auf einen Wert von unter 

10 Prozent im Jahr 2020 verschoben worden ist. Die An- 
gleichung zur Strategie Europa 2020 mag logisch und im 
europäischen Kontext nachvollziehbar sein. Hier hat al- 
lerdings auf europäischer Ebene eine deutliche Ver- 
schlechterung stattgefunden, die nunmehr auch Einzug in 
die nationale Nachhaltigkeitsstrategie gefunden hat. 

Vor dem Hintergrund, dass Bildung und Innovationen so- 
wohl für eine nachhaltige Entwicklung in Europa als auch 
für die künftige Wettbewerbssituation Europas in der 
Welt unerlässlich sind und folgerichtig immer stärker in 
den Fokus politischer Aktivitäten rücken, wäre es besser 
gewesen, mit einem ehrgeizigeren Ziel voranzugehen 
statt sich das eher weniger ambitionierte Ziel der Europäi- 
schen Union zu eigen zu machen, zumal bei gleichblei- 
bender durchschnittlicher Entwicklung das ursprüngliche 
Ziel des Jahres 2020 hätte erreicht werden können. Aus 
Sicht des PBNE ist es vor diesem Hintergrund besonders 
wichtig, dass in den Bestrebungen, den Anteil der 18- bis 
24-Jährigen ohne Abschluss zu senken, nicht nachgelas- 
sen wird, um somit das neue und schwächere Ziel des 
Jahres 2020 zumindest deutlich zu unterbieten. 

Im Bereich Bildung bleibt beim Indikator 9a weiterhin 
der Aspekt der Entwicklung (kognitive, soziale und emo- 
tionale Entwicklung) von Kindern vor der Einschulung 
völlig außer Acht. Der Indikator 9a setzt erst mit Ende der 
Schulzeit ein - die Qualifikation für einen guten Ab- 
schluss beginnt jedoch viel früher, so dass hier ein Indika- 
tor 9d zur vorschulischen Entwicklung eingefügt werden 
sollte, um frühzeitig Fehlentwicklungen absehen und ent- 
sprechend gegensteuem zu können. Dazu sollte ein Ver- 
fahren zur Feststellung der vorschulischen Entwicklung 
erarbeitet und eingeführt werden, um bundesweit ver- 
gleichbare Ergebnisse für einen Indikator „Vorschulische 
Entwicklung“ zu erhalten. Bereits im Vorschulbereich 
werden Weichen gestellt, die elementar für den weiteren 
Werdegang eines Menschen sind. Die Durchlässigkeit des 
Schulsystems variiert zwischen den Bundesländern da- 
hingehend, inwieweit Kinder aus sozial schwachen Fami- 
lien eine Chance haben, ihre soziale Stellung zu verbes- 
sern. Ziel muss es sein, benachteiligte Kinder frühzeitig 
zu fördern, um ihnen bestmögliche Entwicklungschancen 
zu eröffnen. Darüber hinaus sollte auch eine eventuelle 
überdurchschnittliche Begabung frühzeitig festgestellt 
und gefördert werden. 
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9 b 30- bis 34-Jäbrige mit tertiärem oder post- 
sekundarem nicbt-tertiären Bildungsabscbluss 

Der Parlamentarische Beirat für nachhaltige Entwicklung 
begrüßt, dass die bisherige Altersgrenze beim Indika- 
tor 9 b angehoben worden ist. 

Erstabsolventen erreichen im Jahr 2010 Ihren Bachelor- 
Abschluss im Durchschnitt mit 25,4 Jahren und den Mas- 
ter mit 28 Jahren. Durch das Aussetzen der Wehrpflicht 
ist zu erwarten, dass sich das Durchschnittsalter der Er- 
stabsolventen verringern wird. 

Das Durchschnittsalter der Erstabsolventen einer Hoch- 
schule hängt allerdings von mehreren Faktoren ab, die 
von den Betroffenen selber selten oder nur bedingt beein- 
flusst werden können. Hier müssen weiterhin Zugangs- 
fragen geklärt und ggf erleichtert sowie die Studienbe- 
dingungen so gestaltet werden, dass diejenigen 
Studierenden, die einen raschen Abschluss anstreben 
nicht durch organisatorische Probleme wie einge- 
schränkte Seminar- oder Praktika-ZLabor-Kapazitäten an 
der Erreichung eines schnellen Abschlusses gehindert 
werden. Hier sind insbesondere die Bundesländer in der 
Pflicht, den Studierenden entsprechende Rahmenbedin- 
gungen zu bieten. 

9c- Studienanfängerquote 

Es ist erfreulich, dass bei der Studienanfängerquote das 
für 2010 vorgegebene Ziel übertroffen wurde. Allerdings 
sollte auch untersucht werden, inwieweit hier Einmalef- 
fekte durch die Verkürzung der Schulzeit von 13 auf 
12 Jahre und daraus resultierende Doppeljahrgänge bei 
den Studienanfängern zum Tragen kommen. Letztendlich 
wird erst nach Abschluss der Umstellung der Regelschul- 
zeit absehbar sein, ob sich hier ein dauerhafter Trend ent- 
wickelt. 

Dass die Studienanfängerzahlen unter dem OECD- 
Schnitt und zum Teil sehr deutlich unter dem Durch- 
schnitt einzelner Länder liegen, liegt unter anderem darin 
begründet, dass die Berufsausbildung in Deutschland 
weitgehend im dualen System erfolgt, während in ande- 
ren Staaten solche Ausbildungen überwiegend an den 
Hochschulen erfolgen. Um hier verlässliche Vergleichs- 
zahlen zu erhalten, müssten zunächst die bestehenden 
Unterschiede heraus gerechnet und auch die Ausbil- 
dungszahlen in die Darstellung des Indikators einbezogen 
werden. 

Gleichwohl ist es notwendig, aufgrund des erfreulichen 
Anstiegs der Studienberechtigtenzahlen, die Hochschulen 
auszubauen. Der Hochschulpakt 2020, mit dem Bund und 
Länder zusätzliche Plätze für Studienanfänger finanzie- 
ren, weist in die richtige Richtung. 

B - Lebensqualität 

Indikator 10 - Wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 
BIP je Einwohner 

Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) wird als alleiniger Wohl- 
stands-Indikator der Nachhaltigkeitsstrategie vom Parla- 


mentarischen Beirat für nachhaltige Entwicklung seit lan- 
gem kritisiert. Allein betrachtet sagt der Indikator wenig 
über eine nachhaltige Entwicklung aus. 

Nach Abschluss der Enquetekommission des Bundesta- 
ges zu Wachstum, Wohlstand, Lebensqualität sollte ge- 
prüft werden, in wie weit man deren Ergebnisse in eine 
weitere Ausdifferenzierung der Nachhaltigkeitsstrategie 
insbesondere zu diesem Indikator berücksichtigen kann. 
Doch auch unabhängig vom Ergebnis der Kommission 
plädiert der PBNE dafür, nicht nur eine zahlenmäßig bes- 
sere Abbildung zu erzielen, sondern insgesamt Wege zu 
einem nachhaltigen Wirtschaften durch eine ökologische 
soziale Marktwirtschaft zu entwickeln. 

Indikator 11 - Mobilität 
11 a Gütertransportintensität 

Auch wenn es aus rein ökonomischer Sicht sicherlich er- 
freulich ist, dass in Deutschland Güter und Waren trans- 
portiert werden, ist aus Sicht nachhaltiger Entwicklung 
der Anstieg der Gütertransportintensität nicht zu begrü- 
ßen. Dabei geht es eher um die Frage, inwieweit ein 
Transport wirklich notwendig ist. Aus Sicht nachhaltiger 
Entwicklung wäre es erstrebenswert, wenn Produkte wie- 
der stärker in räumlicher Nähe hergestellt würden, so dass 
die Transportintensität reduziert werden könnte. Im Be- 
reich der Lebensmittelproduktion gehen einige Unterneh- 
men mit einer regionalen Verarbeitung bereits mit gutem 
Beispiel voran. 

Erfreulich ist, dass der Energieverbrauch für den Trans- 
port zurückgegangen ist. Da zunehmend kleinteiliger und 
über größere Strecken transportiert wird, leistet dies kei- 
nen Beitrag zu der beim Indikator la angesprochenen Re- 
duzierung des Energieverbrauchs im Verkehrssektor. 
Günstig entwickelt hat sich weiterhin der Energiever- 
brauch je Tonnenkilometer, wobei der Effizienzgewinn 
nicht mehr so bedeutend war wie in den Jahren zuvor. 
Laut Prognose des Bundesministeriums für Verkehr, Bau 
und Stadtentwicklung (BMVBS) aus dem Jahr 2007 wird 
die Güterverkehrsleistung von 2004 bis 2025 um 71 Pro- 
zent steigen. Hier besteht politischer Handlungsbedarf, 
um bei steigender Verkehrsleistung diese durch intelli- 
gente Logistik zu verringern oder besser zu verteilen. 

Die Rahmenbedingungen sind für alle Verkehrsmittel ver- 
gleichbar zu gestalten, damit ein fairer Wettbewerb zwi- 
schen den verschiedenen Transportmitteln geschaffen 
wird. Deshalb unterstützt der PBNE den Gedanken, Kos- 
tenwahrheit herzustellen und die externen Kosten des 
Verkehrs zu intemalisieren, wobei über die Umsetzung 
und teilweise über die Definition unterschiedliche Vor- 
stellungen existieren. 

Die See- und Binnenschifffahrt sind gemessen am Ener- 
gieverbrauch und Emissionen pro beförderte Tonne die 
umweltverträglichsten Verkehrsmittel. Trotz erreichter 
Fortschritte, wie z. B. durch MARPOL Annex VI (Ab- 
gasvorschriften für die Seeschifffahrt), müssen beim 
Schadstoffausstoß noch weitere Anstrengungen unter- 
nommen werden. Das Motorenaustauschprogramm für 
Binnenschiffe isf deshalb fortzusefzen und mögliche ne- 
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gative Auswirkungen auf die Artenvielfalt beim weiteren 
Ausbau von Binnenschifffahrtsstraßen sind zu vermeiden. 

11 b Personentransportintensität 

Die Entwicklung des Indikators 11b zeigt, wie die Werte 
von Indikatoren durch indirekte Faktoren beeinflusst wer- 
den können. Während die Personenbeforderungsleistung 
in absoluten Zahlen stieg, nahm die Transportintensität 
auf Grund der Steigerung des BIP ab. Positiv zu bewerten 
ist der weiter gesunkene Energieverbrauch je Personenki- 
lometer. 

Mobilität stellt einen wichtigen Faktor für das wirtschaft- 
liche und gesellschaftliche Leben dar. Das Bundesminis- 
terium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung prognosti- 
ziert einen Anstieg der Personenbeforderungsleistung von 
2004 bis 2025 um 17,9 Prozent. Deshalb sind die An- 
strengungen vor allem darauf zu richten, die Wege mit 
möglichst umweltfreundlichen Verkehrsmitteln zurückzu- 
legen bzw. alle Verkehrsmittel umweltfreundlicher zu 
machen. Eines der Instrumente zur Verbesserung der 
Energieeffizienz für den Straßenverkehr sind ambitio- 
nierte C02-Grenzwerte für Neufahrzeuge. Denn das Po- 
tenzial zur Reduzierung zurückgelegter Personenkilome- 
ter ist begrenzt. Hier würden zusätzliche Teilindikatoren, 
die den Anteil nicht nur des öffentlichen Personenver- 
kehrs (ÖPNV und ÖPFV) sondern auch den Anteil des 
energieeffizienten Verkehrs angeben, das Erreichen von 
Nachhaltigkeitszielen im Bereich der Personenbeförde- 
rung besser wiedergeben. Sinnvoll könnten zum Beispiel 
Aussagen über den Anteil zugelassener Fahrzeuge mit 
umweltfreundlichen Antrieben sowohl beim Individual- 
verkehr als auch beim öffentlichen Personenverkehr sein. 
Dabei geht es nicht um die Ausweitung der Indikatoren- 
Palette, sondern darum, durch eine gewisse Differenzie- 
rung in der Darstellung, wie sie bei anderen Indikatoren 
ebenfalls erfolgt, einen größeren Erkenntnisgewinn zu er- 
möglichen. 

Neben einem konsequenten Energiekonzept sollten auch 
stadtplanerische Instrumente wie kürzere Wege zum Ar- 
beitsplatz und kürzere Einkaufswege genutzt sowie das 
Prinzip der Kostenwahrheit geprüft werden. Dabei sind 
auch hier die Rahmenbedingungen für alle Verkehrsmittel 
vergleichbar zu gestalten, damit ein fairer Wettbewerb 
zwischen den verschiedenen Transportmitteln geschaffen 
wird. 

11 c/d Anteile des Schienenverkehrs nnd der 
Binnenschifffahrt 

Aus Sicht nachhaltiger Entwicklung sind bei den Indika- 
toren 11c und d weitere Anstrengungen erforderlich, um 
die gesetzten Ziele annähernd zu erreichen. Dies ist nicht 
ohne zusätzliche Investitionen in die erforderliche Infra- 
struktur umzusetzen und führt an verschiedenen Stellen, 
beispielsweise beim Bau neuer Bahnstrecken oder dem 
Ausbau von Wasserstraßen, zu Zielkonflikten mit anderen 
Bereichen der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie. Letzt- 
endlich wird es hier im Zuge von Nachhaltigkeitsprüfun- 


gen auch darum gehen, Zielvorgaben zu gewichten und 
Prioritäten zu setzen. 

Mit dem Aktionsplan Güterverkehr und Logistik wurde, 
gemeinsam mit der Verkehrswirtschaft, eine Gesamtstra- 
tegie aufgestellt mit dem Ziel, u. a. die Effizienz der Ver- 
kehrsträger zu steigern, diese optimal zu vernetzen, die 
Vereinbarkeit des Verkehrswachstums mit Umwelt- und 
Klimaschutz zu fordern sowie gute Arbeitsbedingungen 
zu unterstützen. Angesichts der enormen prognostizierten 
Güterbeförderungsleistung (vgl. Indikator 11a) muss die 
herkömmliche Gütertransportstrategie korrigiert werden. 
Der PBNE empfiehlt im Blick auf den Aktionsplan 
Güterverkehr und Logistik eine Überprüfung der Güter- 
verkehrsstrategie unter Einbezug der aktuellen Verkehrs- 
prognosen und auf Basis eines integrierten Energiekon- 
zeptes. Auch hier verweist der PBNE auf das Instrument, 
den jeweiligen Verkehrsmitteln die verursachten Emissio- 
nen schrittweise zuzuordnen, um eine realistische Wahl- 
möglichkeit herzustellen. 

Indikator 12 - Landbewirtschaftung 
12 a Stickstoffüberschuss 

Der Stickstoffüberschuss isf nach wie vor zu hoch und 
liegt weiterhin deutlich über dem Zielwert des Jahres 
2010. Stickstoffüberschüsse gehen mit hohem Viehbe- 
stand einher, entstehen aber auch durch unzureichendes 
Düngemanagement. Die Verteilung der Stickstoffzufuhr 
im Jahr 2007 zeigt deutlich, dass vor allem der Dünge- 
reintrag mit 55 Prozent die wichtigste Komponente der 
Stickstoffzufuhr darstellt. 

Die gute fachliche Praxis in der Landwirtschaft muss wei- 
ter entwickelt werden. Wirksame Maßnahmen zur Errei- 
chung des Ziels der Bundesregierung müssten vor allem 
zu einer effizienteren Stickstoffnutzung führen, wozu ein 
besseres Güllemanagement Voraussetzung ist. Weitere 
Verbesserungen können durch ein konsequentes Nähr- 
stoffmanagement, standortabgestimmte Bewirtschaf- 
tungsmaßnahmen sowie geeignete Nutzpflanzensorten, 
die Implementierung wirksamer Sanktionsmechanismen 
in der Düngeverordnung und vertretbare Tierbestände er- 
reicht werden. Desweiteren sollte die Forschung zur 
Stickstoffreduzierung intensiviert werden. 

Der Parlamentarische Beirat für nachhaltige Entwicklung 
hält weiterhin eine Erweiterung der Indikatoren für erfor- 
derlich, damit das Ziel, die gesamten Umwelteinwirkun- 
gen in der Landwirtschaft zu minimieren, stärker zum 
Ausdruck kommt. Nur so können die verschiedenen Be- 
wirtschaftungsmethoden optimiert werden. 

12 b Ökologischer Landbau 

Bereits in seinen Stellungnahmen zum Fortschrittsbericht 
2008 und zum Indikatorenbericht 2010 hatte der Parla- 
mentarische Beirat für nachhaltige Entwicklung kritisiert, 
dass die Zielvorgabe des Indikators 12b zwar einen Wert 
von 20 Prozent aber keine Jahreszahl enthält, bis zu der 
dieser Wert erreicht werden soll. 
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Die steigende Nachfrage nach ökologisch erzeugten Le- 
bensmitteln zeigt, dass der Nachhaltigkeitsgedanke in der 
Bevölkerung zunehmend Verbreitung findet. Die Tatsa- 
che, dass Lebensmittel aus ökologischem Anbau auf- 
grund der hohen Nachfrage teilweise importiert werden, 
bedeutet, dass hier noch unternehmerische Potenziale für 
die Landwirte vorhanden sind für die angestrebte Erhö- 
hung des Anteils von 5,4 Prozent (im Jahr 2008) bzw. 
5,9 Prozent im Jahr 2010 auf 20 Prozent. 

Dabei ist zu begrüßen, dass auch der Anteil nicht ökolo- 
gisch aber dennoch nachhaltig erzeugter Lebensmittel im 
Einzelhandel zunimmt. So wird beispielsweise verarbei- 
teter Fisch im Einzelhandel inzwischen mit dem Nachhal- 
tigkeitssiegel MSC zum Kauf angeboten. Hier wäre des- 
halb zu prüfen, inwieweit künftig zusätzlich nachhaltige, 
aber nicht ökologische Lebensmittel erfasst werden könn- 
ten. Voraussetzung hierfür ist eine vorherige Verständi- 
gung darüber, wie nachhaltige, nicht ökologische Lebens- 
mittel zu definieren sind, ln diesem Sinne wird der PBNE 
Anfang 2013 eine Anhörung durchführen, ob und wie 
auch nachgelagerte Transport- und Wertschöpfungsketten 
einbezogen werden können. 

Eine entsprechende Produktinformation sowie Informa- 
tionskampagnen können das Bewusstsein für regionale, 
saisonale und ökologisch produzierte Lebensmittel schär- 
fen, um deutlich zu machen, dass zur Beurteilung der 
Nachhaltigkeit eines Produktes sowohl die Art des An- 
baus als auch Lagerung und Transportwege berücksich- 
tigt werden müssen. 

Indikator 13 - Luftqualität 
Schadstoffbelastung der Luft 

Die Reduzierung der Schadstoffbelastung der Luft ver- 
läuft seit Beginn der Messungen zweigeteilt. Während so- 
wohl die Emissionen von Schwefeldioxid (S02) als auch 
die Emissionen von flüchtigen organischen Verbindungen 
ohne Methan (NMVOC) relativ schnell und deutlich ge- 
senkt werden konnten, verharren die Emissionen von 
Stickstoffoxiden (N02) und Ammoniak (NH3) deutlich 
über dem Zielwert von 30 Prozent gegenüber dem Aus- 
gangswert des Jahres 1990. 

Bei den Schwefeldioxiden trug die Entschwefelung der 
Kraftwerksabgase, der teilweise Ersatz von stark schwe- 
felhaltiger einheimischer Braunkohle durch schwefelär- 
mere Brennstoffe sowie gesetzliche Begrenzungen für 
Schwefelgehalfe in flüssigen Brennstoffen zum Erfolg 
bei. Bei den NMVOC-Emissionen hat vor allem der zu- 
nehmende Einsatz der Katalysatortechnik in den Perso- 
nenkraftwagen einen entscheidenden Beitrag geleistet. 
Der Umstieg der Antriebsenergie sowohl bei Kraftwerken 
als auch bei Kraftwagen von fossilen Brennstoffen hin zu 
emeuerbaren Energien könnte dazu beitragen, die zuletzt 
eher marginalen Veränderungen bei den Emissionswerten 
nochmals zu verbessern und die Werte auch der Stick- 
stoffoxid-Emissionen weiter zu senken. 

Die Ammoniakemissionen sind vor allem in Zusammen- 
hang mit dem Umfang der Milch- und Fleischproduktion 
zu sehen. Hierzu sollte die Forschung intensiviert werden. 


So ist es einem holländischen Forschungsinstitut beispiel- 
weise gelungen durch die erhebliche Beigabe von Knob- 
lauch, den Methanausstoß von Wiederkäuern um etwa 
15 Prozent abzusenken. Dies zeigt, dass bei optimierten 
Fütterungsmethoden noch ein erhebliches Potenzial zur 
Schadstoffabsenkung besteht. 

Indikator 14 - Gesundheit und Ernährung 
14 a/b Vorzeitige Sterblicbkeit 

Zwar sterben weiterhin mehr Männer vorzeitig als 
Frauen, aber letztendlich steigt die Lebenserwartung der 
Frauen langsamer als die der Männer. Interessant ist da- 
bei, dass bei Frauen immer häufiger frühere typische 
Männererkrankungen wie der Herzinfarkt auftreten. 

Indikator 14 c/d Raucherquote von Jugendlichen und 
Erwachsenen 

Es ist positiv zu bewerten, dass der Anteil der Raucher 
insgesamt weiter sinkt, insbesondere bei den Jugendli- 
chen. Wir begrüßen, dass die Anregung des PBNE, die 
Zahl der jugendlichen Raucher auszuweisen, aufgenom- 
men wurde. Nach Auskunft des Fortschrittsberichts 2012 
waren im Jahr 2009 5,1 Prozent aller Sterbefälle auf eine 
für Raucher symptomatische Erkrankung (Lungen-, 
Kehlkopf- und Luftröhrenkrebs) zurückzuführen. Sicher- 
lich führen durch Tabakkonsum verursachfe Erkrankun- 
gen gesamtwirtschaftlich betrachtet zu einer hohen Belas- 
tung der Sozial- und Gesundheitssysteme. Dies ist bei 
anderen Erkrankungen aber auch der Fall. 

Hier sollte überlegt werden, ob statt auf eine Personen- 
gruppe abzuzielen nicht besser eine allgemeine Erkran- 
kungsform als Indikator gewählt werden sollte, die so- 
wohl Raucher als auch Nicht-Raucher berücksichtigt. 
Zum Beispiel bieten sich als Indikator Atemwegserkran- 
kungen allgemein an, da diese neben dem Bezug zum 
Rauchen auch einen Bezug zum Indikator Schadstoffbe- 
lastung der Luft hersteilen würden. 

14 e Anteil der Menschen mit Adipositas 

Den Aspekt der Prävention hatte der Parlamentarische 
Beirat für nachhaltige Entwicklung in seiner Stellung- 
nahme zum Indikatorenbericht 2006 als Erwartung an den 
Fortschrittsbericht 2008 angeführt und empfohlen, den 
Aspekt ungesunder Ernährung aufzunehmen und den In- 
dikator um eine Kennziffer „Anteil adipöser Kinder“ zu 
ergänzen. Diese Empfehlung hat der PBNE sowohl in sei- 
nen Stellungnahmen zum Fortschrittsbericht 2008 als 
auch zum Indikatorenbericht 2010 wiederholt. Dadurch 
hätte man ein frühzeitiges Waminstrument geschaffen, 
Fehlentwicklungen, die bei Kindern neben ungesunder 
Ernährung häufig auch auf Bewegungsmangel zurückzu- 
führen sind, entgegenzuwirken. 

Der Parlamentarische Beirat für nachhaltige Entwicklung 
bedauert, dass nunmehr erneut wertvolle Zeit ungenutzt 
verstreicht, und fordert die Bundesregierung auf, den Tei- 
lindikator „Anteil adipöser Kinder“ mit der Fortschrei- 
bung der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie 2016 einzu- 
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fuhren und bis dahin die erforderlichen Daten- 
Grundlagen zu schaffen. Immerhin werden die Werte 
nunmehr im Textbeitrag des Statistischen Bundesamtes 
zum Indikator ausgewiesen. Wichtig ist dabei die Aus- 
sage, dass ein erhöhtes Risiko für Übergewicht und 
Adipositas bei Kindern aus Familien mit niedrigem Sozi- 
alstatus und bei Kindern, deren Mütter ebenfalls überge- 
wichtig waren, festgestellt wurde. Hervorzuheben ist, 
dass vor allem zu kalorienreiche Ernährung eine Hauptur- 
sache für Adiposifas isf. Hier könnte sich auf dem Sektor 
der Emährungs- und Verbraucherschutzpolitik ein guter 
Ansatzpunkt für politische Rahmenvorgaben bieten. 

ln diesem Zusammenhang könnte auch der Aspekt der 
Untergewichtigkeit berücksichtigt werden. Immerhin wa- 
ren im Jahr 2009 12 Prozent der 18- bis 20-jährigen 
Frauen untergewichtig - und nur 2,6 Prozent der Frauen 
in derselben Altersklasse hatten Adipositas zu verzeich- 
nen. Männer sind weitaus weniger oft von krankhaftem 
Untergewicht betroffen, die Anzahl krankhaft unterge- 
wichtiger Männer nimmt allerdings zu. Auch Unter- 
gewicht kann zu erheblichen gesundheitlichen Einschrän- 
kungen führen und erhebliche Kosfen für das 
Gesundheitswesen verursachen. 

Nicht nachvollziehbar ist, dass es hinsichtlich des Anteils 
der Erwachsenen mit Adipositas weiterhin weder einen 
Zeithorizont noch eine Zielvorgabe gibt. Sicherlich ist die 
Verringerung der Fettleibigkeit mit einer Veränderung der 
Lebensweise der betroffenen Personen verbunden. Aller- 
dings greifen andere Indikatoren und Zielvorgaben der 
nationalen Nachhaltigkeitsstrategie auch in die persönli- 
che Lebensweise der Bürgerinnen und Bürger ein, ohne 
dass hier auf eine Zielvorgabe und einen Zeithorizont ver- 
zichtet wird. Eine klare Zieldefinition würde dem Indika- 
tor insgesamt eine größere Schärfe verleihen. 

Hinsichtlich der Prävention im Gesundheitsbereich soll- 
ten Erkrankungen des Herz-Kreislauf-Systems als Indika- 
tor ausgewählt werden. Hierbei handelt es sich um Er- 
krankungen, die unabhängig von Geschlecht, Größe, 
Gewicht und Alter auftreten und bei denen bei frühzeiti- 
ger Erkennung gezielte Präventionsmaßnahmen sowohl 
bei veranlagungsbedingter als auch bei selbstherbeige- 
führter Gesundheitseinschränkung gesundheitsfördernd 
wirken können. Denkbar wäre auch ein Indikator, der 
arbeitsbedingte Krankheiten ausweist, um durch 
Präventionsmaßnahmen die Arbeits- und Lebenszufrie- 
denheit zu erhöhen und Frühverrentung zu verhindern. 

Indikator 15 - Kriminalität 
Straftaten 

Nachdem der Parlamentarische Beirat für nachhaltige 
Entwicklung in seinen Stellungnahmen immer wieder 
eine Korrektur des Indikators angemahnt hatte, begrüßt er 
ausdrücklich, dass der Indikator im Fortschrittsbericht 
2012 geändert wurde. Mit der neuen Ausrichtung auf 
Straftaten insgesamt wird der Fokus des Indikators erheb- 
lich vergrößert, ohne spezielle Aspekte aus den Augen zu 
verlieren. Damit ist der Indikator im Grunde ein Muster- 
beispiel dafür, wie auch andere Indikatoren im Sinne ei- 


ner Verbesserung der Zielschärfe angepasst werden könn- 
ten. 

Das Ziel für 2020 hätte aber ehrgeiziger gesetzt werden 
müssen. Ein Rückgang von Straftaten von 1993 bis 2020 
um 16 Prozent ist sicherlich lobenswert, aber bereits 2010 
betrug der Rückgang 13 Prozent. Der Indikator bezieht 
sich zwar auf sämtliche Straftaten, wie Wohnungseinbrü- 
che, Diebstahl und Intemetkriminalität. Da aber das Sta- 
tistische Bundesamt im Begleittext die Bereiche einzeln 
aufführt und die Entwicklung der vergangenen Jahre be- 
schreibt, stellt der Indikator den Bereich Kriminalität gut 
dar. Wünschenswert wäre es, wenn in der Grafik künftig 
die Aufklärungsquote ergänzt würde. 

C - Sozialer Zusammenhalt 
Indikator 16 Beschäftigung 
16 a/b Erwerbstätigenquote 

Der PBNE bedauert, dass die für 2010 erhobene 
Zielmarke von 73 Prozenf Erwerbstätigenquote (15- bis 
64- Jährige) mit 71,1 Prozent verfehlt wurde. Vor dem 
Hintergrund, dass immer mehr Arbeitsstellen unbesetzt 
gemeldet werden, sollte dringend geprüft werden, warum 
es offensichtlich eine Schere zwischen Angebot und 
Nachfrage gibt, ln erster Linie ist daher die deutsche 
Wirtschaft gefordert, durch gezielte Maßnahmen vorhan- 
dene Potenziale auszuschöpfen. Diese Tatsache stellt vor 
allem für den Mittelstand eine besondere Herausforde- 
rung dar. Dem Staat kommt hier eine unterstützende und 
initiierende Rolle im Verbund mit den Sozialpartnern zu. 
Die staatliche Verantwortung ist insbesondere gefordert, 
wenn es um verstärkte Anstrengungen und Initiativen im 
Bereich Ausbildung und Qualifizierung geht. Politik und 
Wirtschaft sind gleichermaßen aufgerufen, die Grundla- 
gen für eine solide berufliche Ausbildung aller jungen 
Menschen zu legen. 

Der PBNE begrüßt die Zunahme der Erwerbsquote bei 
den Älteren (55- bis 64-Jährige) um 22 Prozent und teilt 
die Auffassung der Bundesregierung, dass hier die Ziel- 
marke von 60 Prozent im Jahr 2020 erfüllt werden 
könnte. Ebenso positiv zu bewerten ist, dass der Zielwert 
für das Jahr 2020 der 55- bis 64-jährigen um drei Prozent- 
punkte angehoben worden ist. Vor dem Hintergrund des 
demografischen Wandels, des daraus resultierenden Fach- 
kräftemangels und im Hinblick auf die schrittweise Anhe- 
bung des Rentenalters auf 67 Jahre ist es wichtig, noch 
stärker auf die Erfahrung der älteren Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer zu setzen. Mit dem angestrebten höhe- 
ren Anteil der älteren Menschen im Erwerbsleben gewin- 
nen die Leistungen zur beruflichen und der medizinischen 
Prävention und Rehabilitation an Bedeutung. 

Der PBNE begrüßt, dass methodische Veränderungen und 
neue Hochrechnungsverfahren angewandt wurden um 
den Indikator dazustellen. Er erneuert jedoch seine 
Forderung zur Einführung zweier Teilindikatoren „Ent- 
wicklung der Langzeitarbeitslosigkeit“ und „Beschäfti- 
gungsmodelle“, um damit die Aussagekraft des Gesamt- 
indikators zu stärken und auch Auskunft über die Qualität 
der Erwerbstätigkeit in Deutschland geben zu können. 



Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-13- 


Drucksache 17/11670 


Im Hinblick auf den Fachkräftemangel wird die Zunahme 
der Erwerbstätigenquote von Frauen begrüßt. Diese er- 
gibt sich jedoch im Wesentlichen aus Teilzeitbeschäfti- 
gungen, die zum Teil weder die Potenziale der Frauen 
ausschöpfen noch deren Arbeitszeitwünschen entspre- 
chen. Der Anteil der vollzeitbeschäftigten Frauen ist so- 
gar um eine halbe Million gesunken. Hier könnten wei- 
tere Maßnahmen zur besseren Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf unterstützend wirken. Insgesamt sollte der Fo- 
kus politischen Handelns auf der Aufnahme existenz- 
sichemder Beschäftigung liegen. 

Der explizite Hinweis der Bundesregierung auf die zu er- 
wartenden Auswirkungen des demografischen Wandels 
lässt die Frage offen, warum dieses Themenfeld nicht 
auch als einer der Schwerpunkte in den Fortschrittsbe- 
richt 2012 aufgenommen wurde. Der PBNE empfiehlt, 
dass die demografische Entwicklung im nächsten Fort- 
schrittsbericht genauer beleuchtet wird, so wie dies be- 
reits im Fortschrittsbericht 2008 der Fall war. Besonders 
die differenzierte Darstellung der Erwerbsquote Älterer 
unterstreicht die Forderung nach einer erneuten demogra- 
fischen Schwerpunktsetzung. 

Unabhängig von der europäischen Vergleichbarkeit regt 
der Parlamentarische Beirat für nachhaltige Entwicklung 
nochmals an, bei einer über das Jahr 2020 hinausgehen- 
den längerfristigen Perspektive auch die Altersgruppe 
über 64 Jahren in die Überlegungen zur Weiterentwick- 
lung von Zielvorgaben einzubeziehen. Vor dem Hinter- 
grund der schrittweisen Einführung einer Rente mit 
67 Jahren ist die Evaluierung der Beschäftigtenquote der 
kurz vor dem Renteneintritt stehenden Arbeitnehmerin- 
nen und Arbeitnehmer aus nationaler Sicht besser und 
wichtiger als eine europäische Vergleichbarkeit. 

Indikator 17 - Perspektiven für Familien 

17 a/b Ganztagsbetreuung für Kinder 
(0- bis 2-Jäbrige und 3- bis 5-Jäbrige) 

Mehr Kinder sind für Deutschlands Zukunft gut. Familien 
mit Kindern müssen unterstützt werden und potentielle 
Eltern dürfen nicht durch äußere Bedingungen gehindert 
sein, ihre Kinderwünsche zu erfüllen. Ganztagsbetreuung 
ist dafür ein wichtiger Baustein, Angebote in Kitas und 
Schulen sollten fiächendeckend ganztags vorhanden sein. 
Weitere Schritte zur Förderung der Familien sind ebenso 
erforderlich. 

Leider hat sich der Indikator „Perspektiven für Familien“ 
nicht zum Positiven entwickelt. Hier bedarf es weiterer 
erheblicher Anstrengungen von Bund, Ländern und Kom- 
munen. Bestehende Instrumente der Familienförderung 
sollten auf ihre Wirksamkeit überprüft, besser aufeinan- 
der abgestimmt und koordiniert werden. 

Der PBNE mahnt dringend an, den Indikator 1 7 zur Ver- 
einbarkeit von Familie und Beruf um Darstellungs- bzw. 
Messoptionen zu erweitern, die die Aussagekraft dieses 
wichtigen Indikators schärfen und damit seiner Bedeu- 
tung gerecht werden. Familien brauchen neben der wich- 
tigen Ganztagsbetreuung auch flexible Arbeitszeitmo- 
delle für Kindererziehung und für Pflegeleistung. 


Indikator 18 - Gleichstellung 

Verdienstabstand zwischen Franen nnd Männern 

Der PBNE kritisiert die anhaltende „Gewitterstimmung“ 
beim Indikator 18 „Verdienstabstand zwischen Männern 
und Frauen“ und stellt fest, dass damit weder die Vorga- 
ben des Grundgesetzes (Artikel 3 Absatz 2) noch die Vor- 
gaben aus dem Lissabon- Vertrag (Artikel 157 AEU-Ver- 
trag) eingehalten werden. Mit durchschnittlich 23 Prozent 
Verdienstab stand gehört Deutschland zu den europäi- 
schen Schlusslichtern bei der Entgeltgleichheit. Der 
PBNE teilt die Auffassung des Statistischen Bundesam- 
tes, dass Lohnunterschiede zwischen Frauen und Män- 
nern in modernen Erwerbsgesellschaften ein Zeichen für 
soziale Ungleichheit sind. 

Die beruflichen Chancen von Frauen müssen deutlich 
verbessert werden. Perspektivisch sollte im Sinne einer 
echten Gleichstellung das Ziel beim Verdienstabstand 
null Prozent lauten und insbesondere der öffentliche 
Dienst sollte seiner Vörbildfunktion gerecht werden. 

Der PBNE erneuert seine Forderungen aus dem Indikato- 
renbericht 2010. Die Bundesregierung muss darlegen, 
wie sie Entgeltgleichheit mit konkreten und gesetzlichen 
Maßnahmen umsetzen will. 

Überholte weibliche Rollenstereotype, die traditionell 
schlechtere Bewertung der Arbeit von Frauen, fehlende 
Kinderbetreuungsmöglichkeiten und zu wenige Frauen in 
Führungspositionen fordern die Lohnungleichheit und 
müssen der Vergangenheit angehören. 

Freiwillige Verpflichtungen der Wirtschaft brachten in elf 
Jahren keine Verbesserungen. Daher muss aus Sicht des 
PBNE geprüft werden, inwieweit der Gesetzgeber unter- 
stützende Maßnahmen ergreifen kann, damit gleiche Ar- 
beit gleich bezahlt wird. 

Frauen müssen ebenso wie Männer eine existenzsi- 
chemde Erwerbsarbeit ausüben können, mit gleichem 
Lohn für gleiche Arbeit am gleichen Ort und gleichen 
Aufstiegschancen. Neben der Gerechtigkeit ist Entgelt- 
gleichheit auch im Hinblick auf den Fachkräftemangel 
und der drohenden weiblichen Altersarmut ein Gebot der 
volkswirtschaftlichen Vernunft. 

Indikator 19 - Integration 

Ausländische Schulabsolventen mit Schulabschluss 

Der PBNE begrüßt den leicht positiven Trend bei der 
Quote der ausländischen Absolventinnen und Absolven- 
ten allgemeinbildender Schulen, die einen Schulabschluss 
erworben haben und die Beibehaltung der Indikatorendif- 
ferenzierung nach Schulabschlüssen. Er erwartet weitere 
Anstrengungen, um eine Angleichung an die Quote der 
Jugendlichen ohne Migrationshintergrund zu erreichen. 
Dies gilt auch bei den höheren Bildungsabschlüssen, wo 
Jugendliche mit Migrationshintergrund weiterhin erheb- 
lich unterrepräsentiert sind. Erfreulich ist die insgesamt 
bessere Schulausbildung junger Frauen. Dies unterstützt 
die Forderungen des PBNE zum Indikator 18. 
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Der PBNE erneuert seine Forderungen sowohl naeh der 
Einführung eines Teilindikators, der die Spraehkompetenz 
bei der Einsehulung darstellt (siehe aueh Indikator 9 a), als 
aueh naeh der Einführung eines Indikators, der Ab- 
sehlüsse an einer Hoehsehule indiziert. Nur so können die 
im Text des Statistisehen Bundesamtes implizierten Ziele 
verwirklieht werden und qualifizierte Aussagen über ge- 
lungene Integration getroffen werden. Diese Argumenta- 
tion trifft aueh bei der Forderung naeh der Erfassung von 
Kindern von Migrantinnen und Migranten mit deutseher 
Staatsangehörigkeit zu, da die Staatsangehörigkeit allein 
keine zuverlässige Aussage über eine gelungene Integra- 
tion gibt. 

D - Internationale Verantwortung 

Indikator 20 - Entwicklungszusammenarbeit 

Anteil öffentlicher Entwicklnngsansgaben am 
Brnttonationaleinkommen 

Die EU hat sieh gemeinsam verpfiiehtet, die Ausgaben 
für die ODA (Offieial Development Assistanee/Öffentli- 
ehe Entwieklungszusammenarbeit) schrittweise zu er- 
höen. Für die deutsche Entwicklungspolitik bedeutet das, 
den ODA-Anteil bis 2010 auf 0,51 Prozent und bis 2015 
auf 0,7 Prozent des Bruttonationaleinkommens (BNE) zu 
steigern. Der PBNE stellt fest, dass diese Ziele bisher 
nicht erfüllt werden. Er begrüßt aber das Bekenntnis der 
Bundesregierung zu seinen internationalen entwicklungs- 
politischen Verpflichtungen wie Armutsbekämpfung, 
Friedenssicherung, Demokratie und gerechte Gestaltung 
der Globalisierung. Entwicklungszusammenarbeit wird - 
neben Forschung und Bildung - bei den politischen Prio- 
ritäten und wesentlichen Politikbereichen der Bundesre- 
gierung an zweiter Stelle genannt. Deutschland ist in ab- 
soluten Zahlen weltweit die zweitgrößte Gebemation bei 
bilateralen Leistungen. Allerdings belegt Deutschland bei 
der ODA-Quote in relativen Zahlen gemessen lediglich 
Platz 10 unter den EU-15-Staaten. 

Die Bundesregierung hat trotz der Finanzkrise die posi- 
tive Entwicklung weitergeführt. So stieg die ODA-Quote 
von 0,39 Prozent in 2010 auf 0,4 Prozent in 2011, womit 
jedoch das Zwischenziel verfehlt wird. Um das 0,7-Pro- 
zent-Ziel zu erreichen, wären in den kommenden drei 
Jahren Mittelerhöhungen von rund drei Milliarden Euro 
pro Jahr nötig. Bemühungen um eine nachhaltige Finanz- 
politik sollten der Aufgabenerfüllung internationaler Ver- 
pflichtungen im Kampf gegen weltweite Armut, Unter- 
entwicklung und im Einsatz für die Einhaltung der 
Menschenrechte nicht entgegenstehen. Der PBNE weist 
darauf hin, dass EU-Länder wie Niederlande, Schweden, 
Dänemark, Luxemburg und auch Norwegen das 0,7-Pro- 
zent-Ziel bereits erreicht haben. Während Großbritannien 
bei angespannter Haushaltslage und Kürzungen in vielen 
Ressorts kurz vor der Erreichung der zugesagten ODA- 
Quote steht, hat Frankreich die ODA-Quote bei 0,4 Pro- 
zent eingefroren. Der PBNE ermutigt die Bundesregie- 
mng zur Erreichung des ODA-Ziels und regt an, zusätz- 
liche Haushaltseinnahmen auch stärker in den 
Entwicklungsetat fließen zu lassen. 


Indikator 21 - Märkte öffnen 

Deutsche Einfuhren aus Entwicklungsländern 

Der Parlamentarische Beirat für nachhaltige Entwicklung 
stellt anhaltende Ungleichgewichte im globalen Handels- 
system fest. Einem wachsenden Handel von 2000 bis 
2008 mit Schwellenländem steht ein stagnierender bzw. 
sogar rückläufiger Handel mit den ärmsten Ländern ge- 
genüber, wobei die Dynamik der chinesischen Außenhan- 
delsentwicklung den Indikator stark prägt. Rechnet man 
die chinesischen Einfuhren von 1995 bis 2009 aus den 
Einfuhren aus den Entwicklungsländern insgesamt he- 
raus, zeigt sich, dass sich deren Anteil an den deutschen 
Importen kaum verändert hat und bei einem Zehntel sta- 
gniert (10,5 Prozent in 2009). 

Der Parlamentarische Beirat für nachhaltige Entwicklung 
stellt fest, dass eine nachhaltigere Beteiligung vieler Ent- 
wicklungsländer am globalen Handel kaum erkennbar ist 
und Abhängigkeiten bestehen. Der hohe Anteil von Roh- 
stoffen am Import verdeutlicht eine anhaltend mangel- 
hafte nachhaltige Entwicklung in den rohstoffreichen 
Entwicklungsländern. Der PBNE verweist in diesem 
Zusammenhang auf sein Positionspapier „Natürliche 
Ressourcen - Steigerung der Ressourceneffizienz und 
Kreislaufwirtschaft“, in dem Deutschlands globale Ver- 
antwortung als zentrale Orientierung nationaler Ressour- 
cenpolitik unterstrichen wird. 

Aus Sicht des PBNE muss eine deutliche Steigerung der 
Wertschöpfung in Entwicklungsländern erreicht werden. 
Bei der Verhandlung von Freihandelsabkommen und 
beim Aufbau eines multilateralen Handelsregimes müs- 
sen auch ökologische und menschenrechtliche Standards 
berücksichtigt werden. Um diese Ziele zu erreichen, müs- 
sen nach Auffassung des PBNE folgende Voraussetzun- 
gen erfüllt sein: eine verstärkte Know-How-Kooperation 
mit den Entwicklungsländern, eine an den Leitlinien 
nachhaltiger Entwicklung ausgerichtete europäische Zoll- 
und Handelspolitik, die Unterstützung bei der Etablierung 
nachhaltiger Produktions- und Verarbeitungsverfahren, 
eine Steigerung der Rohstoffproduktivität, der Aufbau re- 
gionaler Wirtschaftskreisläufe und der Abbau der euro- 
päischen Agrarsubventionen. Bestrebungen der Europäi- 
schen Union zur Begrenzung von Ausfuhrsteuem auf 
bestimmte natürliche Ressourcen über Freihandelsab- 
kommen mit Entwicklungsländern sind bezüglich der 
Handlungschancen von Entwicklungsländern zu prüfen. 

Zu Kapitel D: Nachhaltigkeit konkret: 
Schwerpunktthemen 

Der Stand der Indikatoren zeigt, dass bei der Ressourcen- 
und Energieproduktivität sowie bei der Mobilität, die in 
hohem Maße auf Rohstoffe und Energie angewiesen ist, 
enorme Anstrengungen erforderlich sind, um die gesetz- 
ten Ziele zu erreichen. Der PBNE begrüßt deshalb die 
Schwerpunktsetzung „Nachhaltiges Wirtschaften“, 
„Klima und Energie“ und „Nachhaltige Wasserpolitik“ 
im Fortschrittsbericht 2012. 
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I. Nachhaltiges Wirtschaften 

Der PBNE unterstützt die Feststellung der Bundesregie- 
rung, dass die Wirtschaft eine Schlüsselrolle beim Umbau 
zu einer kohlendioxidarmen und ressourceneffizienten 
Gesellschaft einnimmt. Nachhaltigkeit ist nicht nur als 
Herausforderung sondern vielmehr als Chance zu verste- 
hen. 

Dabei ist es problematisch, dass sich die entsprechenden 
Indikatoren, wie Rohstoffeffizienz, Artenvielfalt oder 
umweltschonende Mobilität nicht verbessern, sondern 
z. T. sogar verschlechtern. Ein , Weiter so‘ würde die 
Glaubwürdigkeit der Nachhaltigkeitsstrategie gefährden. 
Es braucht wegweisende Signale der Politik. Denn die ge- 
sellschaftliche Aufgabe von Unternehmen ist es, Güter 
oder Dienstleistungen bereitzustellen, indem sie sich der 
Produktionsfaktoren Boden bzw. Natur, Arbeit und Kapi- 
tal bedienen. Während Arbeit und Kapital ihren Preis ha- 
ben, war Boden bzw. Natur lange Zeit in schier unendli- 
cher Menge vorhanden. Der Stand der Indikatoren zeigt, 
es besteht nach wie vor Handlungsbedarf, um externe 
Kosten zu intemalisieren. 

Der PBNE bekräftigt seine Forderung, konkrete, verbind- 
liche und verlässliche Nachhaltigkeitsstandards auf natio- 
naler Ebene zu schaffen sowie sich auf internationaler 
Ebene dafür einzusetzen, wie die Bundesregierung dies 
beim Nachhaltigkeitsgipfel 2012 in Rio de Janeiro auch 
getan hat. Es braucht Vorreiter, aber letztlich ebnet nur ein 
für alle verbindlicher Rahmen den Weg in eine nachhal- 
tige Produktionsweise. 

Bei der Entwicklung eigener Nachhaltigkeitsmanage- 
ments sollten die Unternehmen im Rahmen der Möglich- 
keiten unterstützt werden, ln diesem Zusammenhang be- 
grüßt der Parlamentarische Beirat für nachhaltige 
Entwicklung ausdrücklich den vom Rat für Nachhaltige 
Entwicklung (RNE) entwickelten Deutschen Nachhaltig- 
keitskodex. Letztendlich muss sich auch bei Firmenlei- 
tungen die Überzeugung durchsetzen, dass nachhaltiges 
Wirtschaften nicht nur für ein gutes Gewissen sondern 
auch und vor allem für steigende Ergebnisse z. B. durch 
Senkung von Ausgaben sorgt. Nachhaltigkeit und Ge- 
winnsteigerung sind längst keine Gegensätze mehr. Im 
Gegenteil: Durch eine nachhaltige Ausrichtung beispiels- 
weise der Produktpalette können neue Marktfelder er- 
schlossen werden und durch die nachhaltige Ausrichtung 
beispielsweise im Bereich der Produktion lassen sich Be- 
triebskosten senken und damit Gewinne steigern. 

Teuer werdende Ressourcen lassen zwar Effizienzstrate- 
gien wertvoller werden, aber Nachhaltigkeit umfasst 
mehr als nur Effizienz. Der billige Import von Fertig- 
teilen durch niedrige Sozial- und Umweltstandards im 
Ausland und niedrige Transportkosten beispielsweise 
motivieren nicht zur Verhaltensänderung. Selbst ein in- 
formierter Konsument kann nicht die gesamte Lieferkette 
überblicken. Es fehlt an verlässlichen, transparenten und 
vergleichbaren Informationen, was auch bei der öffentli- 
chen Auftragsvergabe häufig zu Unsicherheiten führt, so 
dass im Zweifel der billigere Anbieter den Zuschlag er- 
hält, um langwierige gerichtliche Auseinandersetzungen 


zu vermeiden, ln vielen Branchen mangelt es an alternati- 
ven Produkten, gerade in der umsatzstarken Branche der 
Informationstechnologie, ln Fach- und Hochschulen ist 
Nachhaltigkeit meist nur Wahlfach statt Basis der Ausbil- 
dung. Mindeststandards an Nachhaltigkeit würden helfen, 
den Dschungel an Zertifizierungen zu lichten, wie bei- 
spielsweise das Bio-Siegel für Lebensmittel. Erst dann 
macht der wünschenswerte und von der Bundesregierung 
in Erwägung gezogene Konsumindikator für Verbraucher 
wirklich Sinn. Der PBNE verweist auf sein Positionspa- 
pier „Wachstumspotenzial Umwelttechnologien“, das im 
Fortschrittsbericht angesprochen wird, sowie auf die wei- 
teren Positionspapiere „Perspektiven für eine nachhaltige 
Mobilität“ und „Natürliche Ressourcen“, in denen er kon- 
krete Vorschläge unterbreitet hat. Ebenso unterstützt der 
PBNE die Empfehlung „Rohstoffland Deutschland“ des 
Rats für Nachhaltige Entwicklung, wonach die Wieder- 
verwertung insbesondere von wertvollen Metallen deut- 
lich zu stärken ist. 

Der PBNE begrüßt das anspruchsvolle „Maßnahmenpro- 
gramm Nachhaltigkeit“, das der Staatssekretärsausschuss 
für nachhaltige Entwicklung im Bundeskanzleramt im 
Dezember 2010 für ein nachhaltiges öffentliches Be- 
schaffungswesen vorgelegt hat und empfiehlt eine zügige 
Umsetzung und Evaluierung. Er empfiehlt den Landesre- 
gierungen ebenfalls eine Vorbildfunktion einzunehmen. 
Dadurch wird gleichzeitig ein Markt für entsprechende 
Angebote unterstützt. 

Eine große Rolle bei der Frage nachhaltigen Wirtschaf- 
tens spielen auch die Verbraucherinnen und Verbraucher 
als Endkunden von Produkten (siehe auch Kapitel E.lll). 

Bezüglich der Aussage im Fortschrittsbericht 2012 zur 
Wachstumsdebatte unterstützt der PBNE die Aussage der 
Bundeskanzlerin, dass wir lernen müssen, „den Wachs- 
tumsbegriff für das 21. Jahrhundert neu zu definieren“ 
und zwar in dem Sinne der Sicherung eines „nachhaltigen 
Wohlstands“ (FB2012, S. 140). ln Anbetracht der Arbeit 
der Enquete-Kommission „Wachstum, Wohlstand, Le- 
bensqualität“ hält der PBNE es für wenig hilfreich, ein al- 
ternatives Indikatorensystem zur Nachhaltigkeitsstrate- 
gie zu entwickeln. Er plädiert für eine kleine Auswahl an 
überschaubaren Indikatoren, die nachhaltigen Wohlstand 
repräsentieren. Politisches Ziel muss es sein, Rahmenbe- 
dingungen so zu schaffen, dass künftigen Generationen 
eigener Gestaltungsspielraum bleibt. 

II. Klima und Energie 

Mit dem Energiekonzept formuliert die Bundesregierung 
Leitlinien für eine umweltschonende, zuverlässige und 
bezahlbare Energieversorgung und beschreibt den Weg in 
das Zeitalter der emeuerbaren Energien. Es geht um die 
Entwicklung und Umsetzung einer langfristigen, bis 2050 
reichenden und darüber hinaus wirksamen Gesamtstrate- 
gie. Auf diesem Weg werden in einem dynamischen 
Energiemix die konventionellen Energieträger kontinu- 
ierlich durch emeuerbare Energien ersetzt. 

Aus Sicht der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie über- 
wiegen die positiven Auswirkungen. Es zeigen sich je- 
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doch auch deutlich Spannungsfelder: Positive Ansätze 
- wie der Ausbau der emeuerbaren Energien - können an 
anderer Stelle der Nachhaltigkeitsstrategie - im konkre- 
ten Fall im Bereich Flächenverbrauch, Artenvielfalt, 
nachhaltige Landbewirtschaftung - negative Auswirkun- 
gen haben. Diese Zielkonflikte liegen letztendlich im 
System der Nachhaltigkeitsstrategie verankert und sind 
im Zuge der Prioritätensetzung abzuwägen. 

Es ist zu begrüßen, dass die Bundesregierung den The- 
menbereich „Klima und Energie“ zu einem Schwerpunkt- 
thema des Fortschrittsberichtes 2012 gemacht hat. Neben 
dem Fokus, den Klimawandel möglichst aufzuhalten, 
sollte man sich aus Sicht nachhaltiger Entwicklung auch 
damit befassen, Risikovorsorge und Anpassung an den 
Klimawandel voranzubringen. Bedauerlich ist, dass die- 
ser Aspekt gegenüber den Maßnahmen zum Klimaschutz 
sehr komprimiert dargestellt wird. Der Parlamentarische 
Beirat für nachhaltige Entwicklung empfiehlt, dem As- 
pekt „Anpassung an den Klimawandel“ national und in 
Zusammenarbeit mit unseren Partnerländern künftig im 
Rahmen der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie größere 
Aufmerksamkeit zu widmen und einen höheren Stellen- 
wert einzuräumen. 

III. Nachhaltige Wasserpolltik 

Mit der Schwerpunktsetzung auf das Thema „Nachhaltige 
Wasserpolitik“ greift die Bundesregierung einen Vor- 
schlag des PBNE auf Nachhaltige Wasserpolitik ist als 
Querschnittsaufgabe zu verstehen und wasserpolitische 
Aspekte müssen in Zukunft verstärkt in anderen Politik- 
feldem mitgedacht werden. 

Nachhaltige Wasserpolitik definiert die Bundesregierung 
als „schonende Bewirtschaftung“ unter Beachtung der Si- 
cherung der Verfügbarkeit von Wasser und dem Schutz 
von Wasser und Einzugsgebieten als Lebensraum für 
Mensch und Tier „für eine naturverträgliche, wirtschaftli- 
che und soziale Entwicklung“. Die wichtigsten Heraus- 
forderungen für Deutschland als ein wasserreiches Land 
liegen in der Erhaltung und Wiederherstellung natürlicher 
Gewässerstrukturen, der Verbesserung der Wasserqualität 
und der integrierten Betrachtung unterschiedlicher Nut- 
zungen. Vor dem Hintergrund, dass Wasser keine übliche 
Handelsware, sondern ein ererbtes Gut ist, das geschützt, 
verteidigt und entsprechend behandelt werden muss, 
weist der PBNE auf die besondere Notwendigkeit einer 
nachhaltigen Wasserpolitik auf nationaler und internatio- 
naler Ebene hin. 

Die Versorgung mit Wasser wird in Zukunft in vielen Re- 
gionen auch Deutschlands von essentieller und nicht 
mehr selbstverständlicher Bedeutung sein. Schon heute 
ist absehbar, dass einige Regionen künftig in den Som- 
mermonaten unter stärkeren Dürreperioden leiden wer- 
den. Wichtig ist, dass in Regionen in denen mit einem 
Wassermangel zu rechnen ist, die bisherige Praxis „Was- 
serableitung vor Wasserrückhalt“ in der Landschaft auf- 
gehoben wird. 

Weniger Wasserentnahme hat auch negative Effekte. Für 
das Trinkwassersystem bedeutet weniger Wasser und län- 


gere Verweildauer in den Rohren eine Erhöhung von 
Wartungsaufwendungen (Spülungen), was den Wasser- 
preis für sparsame Endkunden paradoxerweise steigen 
lässt. Für das Abwassersystem führt ein sinkender Was- 
serverbrauch auf Grund gleichbleibender Fixkosten eben- 
falls zu Mehrkosten. 

Insofern stellt auch der demografische Wandel die Was- 
serversorgung und -entsorgung vor große Herausforde- 
rungen. Aus Sicht nachhaltiger Entwicklung ist es unein- 
geschränkt zu begrüßen, wenn insbesondere in 
bevölkerungsärmeren ländlichen Gebieten neuartige tech- 
nische Konzepte zur Abwasserentsorgung nicht nur in 
Betracht gezogen sondern auch konsequent umgesetzt 
werden. Hier ist frühzeitig Vorsorge zu treffen, um die in 
der Regel zentralen Abwasserentsorgungssysteme gege- 
benenfalls durch dezentrale Systeme ersetzen zu können. 

Wasserverbrauch ist längst keine nationale Frage mehr, ln 
Zeiten der Globalisierung sind oft Verlagerungseffekte in 
andere Weltregionen zu beobachten, ln diesem Zusam- 
menhang weist der PBNE darauf hin, dass Deutschland 
eine hohe Menge an „virtuellem Wasser“ durch Nah- 
rungsmittel und andere Güter importiert. Betrug die in 
Deutschland entnommene Wassermenge im Jahr 2007 
rund 32 Mrd. m^ so ist der „externe Wasserfußabdruck“ 
Deutschlands im Ausland heute ca. 2,4 Mal so groß wie 
der „interne Wasserfußabdruck“. Nach Berechnungen des 
WWF aus dem Jahr 2009 zufolge importiert Deutschland 
rund 79,5 Mrd. m^ Wasser pro Jahr. 

National sind zur Erreichung einer nachhaltigen Wasser- 
politik aus Sicht des PBNE weiterhin große Anstrengun- 
gen erforderlich. Bezüglich „Gewässerstrukturen - 
Schutz vor Naturgefahren“ beispielsweise reicht es nicht 
aus allein auf die durch bauliche Eingriffe (Landwirt- 
schaft, Industrie, Siedlungen, Infrastruktur) verursachten 
Mehrrisiken für den Menschen durch Überschwemmun- 
gen etwa in Flussauen zu verweisen. Ähnliches gilt für 
„Industrie und Gewerbe“, „Energiegewinnung durch 
Wasserkraft“ und „Schifffahrt“. Nachhaltige Wasserpoli- 
tik muss deutlich weiter gefasst werden. So ist Artenviel- 
falt von Flora und Fauna ein wichtiges Zeichen für Quali- 
tät und nachhaltige Bewirtschaftung deutscher Gewässer. 
Hier sieht der PBNE besonders dringenden Handlungsbe- 
darf 

Im Rahmen der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie 
wurde 2002 der Indikator „Artenvielfalt und Landschafts- 
qualität“ als Schlüsselindikator für die Nachhaltigkeit von 
Landnutzungen entwickelt und in die Nationale Strategie 
zur biologischen Vielfalt übernommen. Weniger Belas- 
tungen, Verbesserung der Nachhaltigkeit von Nutzungen 
und erfolgreicher Naturschutz würden der anhaltenden 
Gefährdung der Wasserqualität Einhalt gebieten und die 
Qualität der Lebensräume steigen lassen. Flussauen als 
vom Wasser geprägter Lebensraum in Deutschland etwa 
sind insgesamt stark beeinträchtigt. Über 80 Prozent der 
Auen an Rhein, Donau, Elbe, Weser und Oder sind ver- 
schwunden oder nicht mehr in ihrem ursprünglichen Zu- 
stand (BfN 2009). Um die biologische Vielfalt in Fluss- 
auen zu schützen und zu entwickeln, bedarf es darum 
verstärkter Anstrengungen wie Renaturierung von Flüs- 
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sen und Auen. Auch bei Binnengewässern, Küsten und 
Meeren besteht zunehmend großer Nachholbedarf, 
Schutzmaßnahmen konnten den Negativ-Trend bezüglich 
abnehmender Artenvielfalt bisher nicht umkehren (BMU 
2010). ln diesem Zusammenhang begrüßt der PBNE, dass 
die Bundesregierung einen Gesetzentwurf zur Ratifizie- 
rung des internationalen Ballastwasserübereinkommens 
vorgelegt hat. 

Der PBNE begrüßt die Umsetzung der EU-Wasserrah- 
menrichtlinie (WRRL) in nationales Recht. Das 2010 ver- 
abschiedete Wasserhaushaltsgesetz (WHG) enthält wirk- 
same Ergänzungen im Hinblick auf eine nachhaltige 
Gewässerbewirtschaftung, den Schutz direkt von Gewäs- 
sern abhängender Ökosysteme und Vorrang der ortsnahen 
Wasserversorgung, ln Sachen Wasserqualität fordert der 
PBNE jedoch vermehrte Anstrengungen. 9 900 Ober- 
flächengewässer (Flüsse, Seen, Übergangs- und Küsten- 
gewässer) in Deutschland sind in ihrer großen Mehrheit 
in keinem guten Zustand. Im Jahr 2009 erreichten nur 
1 0 Prozent den von der Wasserrahmenrichtlinie geforder- 
ten guten oder sehr guten ökologischen Zustand gemäß 
Oberfiächengewässerverordnung (OGewV). Fließgewäs- 
ser stellen den größten Teil des Wasserkörpers dar, wobei 
nur 9 Prozent in einem guten oder sehr guten ökologi- 
schen Zustand sind. Bei Seen erreichten 39 Prozent einen 
guten oder sehr guten ökologischen Zustand. Küsten und 
besonders die Übergangsgewässer verfehlten den guten 
ökologischen Zustand in nahezu allen Wasserkörpem. 
Die häufigsten Ursachen für das Nicht-Erreichen des 
guten ökologischen Zustands sind Veränderungen der 
Hydromorphologie durch Verbauung, Begradigung und 
regelmäßige Unterhaltung sowie fehlende Durchgängig- 
keit und hohe, größtenteils aus der Landwirtschaft stam- 
mende Nährstoffeinträge. Ebenso tragen Einleitungen aus 
der Industrie - wie beispielsweise von salzhaltigen Ab- 
wässern - zu einer Verschlechterung der Gewässerquali- 
tät bei und widersprechen damit den Zielen der WRRL. 
Der PBNE begrüßt daher die von der EU-Kommission 
angeregte Überprüfung bestimmter Einleitegenehmigun- 
gen. Der auf nationaler und EU-Ebene beförderte Ausbau 
der Flüsse (Elbe, Rhein, Donau) für das Transportwesen 
gerät in einen Zielkonfiikt mit anderen Zielen der Nach- 
haltigkeitsstrategie und sollte vor diesem Hintergrund ei- 
ner besonderen Prüfung im Sinne einer nachhaltigen 
Wasserpolitik unterzogen werden. 

Der PBNE unterstützt das Bekenntnis der Bundesregie- 
rung zum Verursacherprinzip im Rahmen einer nachhalti- 
gen Wasserpolitik. Verursacher müssen Verantwortung 
übernehmen und bereits eingetretene Schäden beseitigen 
bzw. drohende Gefahren abwenden. 

Der PBNE lobt Anstrengungen der deutschen Entwick- 
lungszusammenarbeit zur weltweiten Verwirklichung des 
Menschenrechtes auf sauberes Trinkwasser und Sanitär- 
versorgung. Die Halbierung der Zahl von Menschen ohne 
Zugang zu sauberem Trinkwasser und grundlegenden sa- 
nitären Einrichtungen bis 2015 ist Teil der im Jahr 2000 
von den Vereinten Nationen definierten Millenniumsent- 
wicklungsziele. Im Rahmen eines menschenrechtsbasier- 
ten Ansatzes sowie dem Grundsatz des Integrierten Was- 


serressourcen-Managements (IWRM) hat sich 
Deutschland zum Ziel gesetzt im Wassersektor ökologi- 
sche, ökonomische und soziale Faktoren gleichermaßen 
zu berücksichtigen. Dafür wird auch die Einbeziehung 
privatwirtschaftlicher Akteure, besonders in Public Pri- 
vate Partnerships, befürwortet. Bei Durchführung von 
Kommerzialisierung oder Privatsektorbeteiligung im 
Wassersektor kann es aber ohne einen regulativen Rah- 
men zur Erhöhung der Tarife auf nicht sozialverträgliche 
Niveaus kommen. 

ln Fällen, in denen dem Betreiber auch die Investition in 
die Anlagen obliegt, kommt es zudem vor, dass diese un- 
terbleiben und daraus eine Verschlechterung der Infra- 
struktur resultiert bzw. nicht in Neuanschlüsse in Armuts- 
gebieten investiert wird. Dies und ungenügende 
Einbindung der Bevölkerung, mangelnde Übernahme 
politischer Verantwortung für mangelnde Versorgung von 
Armutsgebieten und Tariferhöhungen ohne Verbesserung 
der Dienstleistung hat in der Vergangenheit zu Unruhen 
und Protesten bei der Bevölkerung (beispielsweise Boli- 
vien) geführt. Der PBNE schließt sich dem Bericht der 
unabhängigen Expertin der Vereinten Nationen für das 
Menschenrecht auf sauberes Trinkwasser und Sanitärver- 
sorgung der Vereinten Nationen, Catarina de Albuquerque, 
an. ln ihrem Bericht vom 29. Juni 2010 an den Men- 
schenrechtsrat kommt sie zu dem Schluss, dass weder pri- 
vate noch öffentliche Dienstleister als Wasser- und Sani- 
tärversorger vorzuziehen sind. 

Zu Kapitel E: Laufende Berichterstattung: 
Nachhaltigkeit in einzelnen Politikfeldern 

I. Nachhaltige und tragfähige Finanzpolitik 

Der Parlamentarische Beirat für nachhaltige Entwicklung 
begrüßt, dass die Bundesregierung dem Themenfeld 
„Nachhaltige und tragfähige Finanzpolitik“ im Fort- 
schrittsbericht 2012 einen größeren Stellenwert einräumt. 
Die Wirtschafts- und Finanzkrise zeigt deutlich, wie 
wichtig eine solide und nachhaltige Finanzpolitik für die 
Zukunft eines Landes ist. Nur wenn es gelingt, die öffent- 
lichen Haushalte zu konsolidieren und gleichzeitig wich- 
tige Zukunftsinvestitionen zu tätigen oder anzureizen, 
werden kommende Generationen noch ausreichend Frei- 
räume zur Befriedigung ihrer Bedürfnisse haben. Ohne 
nachhaltige Finanzpolitik lassen sich die Leitlinien nach- 
haltiger Entwicklung nicht verwirklichen. 

Aus Sicht des Parlamentarischen Beirats für nachhaltige 
Entwicklung trägt aber nicht nur der Staat Verantwortung 
für eine nachhaltige Finanzpolitik. Auch die Wirtschaft 
muss ihren Beitrag leisten, die richtigen Lehren aus der 
Wirtschafts- und Finanzkrise zu ziehen. Sich nur darauf 
zu verlassen, dass es auch beim nächsten Mal schon wie- 
der gut gehen wird, ist zu wenig. Leider hat man bei der 
Finanzbranche den Eindruck, dass die gewährten staatli- 
chen Hilfen eher dazu beigetragen haben, genau diese 
Haltung zu befördern. Getreu dem Motto, die Gewinne 
sind privatisiert und das Risiko wird vergemeinschaftet. 
Der Staat ist hier gefordert, präventiv die passenden Rah- 
menbedingungen zu setzen, um die Akzeptanz nachhalti- 
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gen Wirtschaftens zu fördern und entspreehende Auf- 
siehts- und Kontrollmeehanismen zu etablieren. Nur 
wenn es gelingt, Krisen präventiv zu begegnen, lassen 
sieh die Auswirkungen auf die öffentliehen Haushalte mi- 
nimieren und der Weg einer naehhaltigen und soliden 
Haushaltspolitik konsequent förtsetzen. 

II. Nachhaltige Mobilität 

Der PBNE stimmt der Bundesregierung zu, dass die „Ver- 
kehrswegeplanung auf Bundes-, Landes- und kommuna- 
ler Ebene den Mobilitätsbedarf der Gesellsehaft noeh 
besser mit den Zielen des Umwelt-, Natur- und Land- 
sehaftssehutzes in Einklang“ bringen muss und es einer 
„effizienten Raum- und Siedlungsplanung“ bedarf 

Bei der anstehenden Überarbeitung des Bundesverkehrs- 
wegeplanes sollte die Bundesregierung die von ihr ange- 
sproehenen und oben erwähnten Ziele in Angriff nehmen 
und den Bedarfsplan daraufhin überprüfen. Der Straßen- 
bau zählt zu den langfristigen Investitionen und diese 
müssen dem bevorstehenden demografisehen Wandel und 
der Ressoureenverknappung Stand halten. Gerade die 
Ressoureenverknappung könnte eine Stärkung der 
Sehiene gegenüber der Straße für die Zukunft noeh renta- 
bler werden lassen. Der PBNE hat im April 2011 ein in- 
terfraktionelles Positionspapier mit dem Titel „Perspekti- 
ven für eine naehhaltige Mobilifäf“ vorgelegf, in dem er 
vorsehlägt, die bisherige Denkweise von Mobilität kri- 
tiseh zu hinterfragen. Statt weiterhin in einzelnen Katego- 
rien zu denken und zu planen, muss die Verzahnung der 
untersehiedliehen Verkehrsmittel deutlieh verbessert wer- 
den. Der Bundesverkehrswegeplan 2015 bietet einen gu- 
ten Anlass, ein umfassendes Mobilitätskonzept zu erstel- 
len, bei dem die versehiedenen Verkehrsmittel stärker 
miteinander verzahnt werden. Investitionen in einzelne 
Forsehungsvorhaben, z. B. in Leuehtturmprojekte, müs- 
sen auf ein solehes Konzept aufbauen. 

Der demografische Wandel wird zu einer Verlagerung der 
Mobilifäfsbedürfnisse führen. Immer mehr ältere Men- 
schen wollen und sollen in der Lage sein, mobil zu blei- 
ben. Hier müssen Lösungen gefunden werden, um die 
Mobilität an die sich ändernden Anforderungen einer äl- 
ter werdenden Gesellschaft anzupassen. Gleichzeitig ist 
damit zu rechnen, dass sich das gesellschaftliche Leben 
mehr und mehr in städtischen Regionen konzentrieren 
wird und ländliche Räume in zunehmendem Maße mit ei- 
nem Bevölkerungsrückgang konfrontiert werden. Auch 
dies verändert die Anforderungen an Mobilität. Zum Ei- 
nen muss der wachsende Bedarf in den städtischen Gebie- 
ten befriedigt werden - zum Anderen muss Mobilität 
auch in weniger dicht besiedelten ländlichen Räumen auf- 
recht erhalten werden. 

III. Nachhaltiger Konsum und nachhaltige 
Produktion 

Leider sind Produktion und Konsum nicht immer die 
zwei Seiten einer Medaille. Bei den Lebensmitteln über- 
trifft beispielsweise die Nachfrage nach Produkten aus 
ökologischem Landbau das Angebot in Deutschland sehr 


weit, ohne dass dies ein entsprechendes Angebot nach 
sich ziehen würde. Deshalb sollten insbesondere die 
Wettbewerbschancen einer nachhaltigen Landwirtschaft 
gestärkt werden. Hier sind weitere Kurskorrekturen erfor- 
derlich. 

Vor dem Hintergrund, dass die Verbraucher mit ihren 
Kaufentscheidungen einen großen Einfluss darauf haben, 
welche Produkte letztendlich auf den Markt kommen und 
sich am Markt behaupten, wird es künftig darauf ankom- 
men, das Bewusstsein für nachhaltige Entwicklung und 
entsprechende Produkte beim Konsumenten zu stärken. 
Bildung für eine nachhaltige Entwicklung kann dazu bei- 
tragen, die Verantwortung eines jeden für künftige Gene- 
rationen zu erhöhen und trägt positiv zur Prägung von 
Lebensstilen bei. Dies würde die Konsumhaltung ent- 
scheidend beeinflussen können und von dieser Seite zu 
einer nachhaltigen Lebensweise beitragen. So können 
durch Konsumstile, die auf Nutzen statt Besitzen setzen, 
wie z. B. beim Car-Sharing, Ressourcen eingespart wer- 
den. 

Doch auch interessierte Konsumenten haben in den meis- 
ten Fällen keinen Einblick in die komplexen Lieferketten 
und Produktionswege, insbesondere von importierter 
Ware. Eine große Zahl an Konsumenten hat daher keine 
ausreichenden Möglichkeiten, um sich über die Hinter- 
gründe und Bedingungen der Produktion zu informieren 
und bewusste Kaufentscheidungen zu treffen. Das liegt 
vor allem an fehlender Transparenz - zum Beispiel durch 
verständliche und klare Kennzeichnung. Häufig bestehen 
aber auch keine wirklichen Alternativen. Gerade im um- 
satzstarken IT-Sektor gibt es hier Probleme. Das EU-Effi- 
zienzlabel betrachtet nur ein Kriterium. Dadurch ist eine 
Entscheidung für nachhaltige Produkte nicht möglich. 

Dieses Ungleichgewicht auf dem Markt zwischen Produ- 
zenten und Konsumenten kann die Politik durch ihre 
Steuerungsmöglichkeiten beeinflussen. Einheitlich gel- 
tende Mindeststandards auf wirksamem, also Ressourcen 
und Klima schonendem Niveau schaffen gleiche Wettbe- 
werbsbedingungen für alle. Vergleiche hierzu die Ausfüh- 
rungen des PBNE zum Schwerpunktthema „Nachhaltiges 
Wirtschaften“. 

Die im Fortschrittsbericht 2012 dargestellten Aspekte der 
Produktpolitik und der Kreislaufwirtschaft sind zu begrü- 
ßen. Letztendlich wird es darauf ankommen, Produkte 
stärker nach Effizienz und Nutzung zu gestalten und si- 
cherzustellen, dass die Bestandteile am Ende des Lebens- 
zyklus wieder verwendet werden können. 

IV. Erhaltung und Bewirtschaftung der 
natürlichen Ressourcen 

Die tägliche Zunahme der Verkehrsfläche seit 1990 um 
23 Hektar macht deutlich, dass die Bundesverkehrswege- 
planung dringend eines demografiebasierten Konzeptes 
bedarf, denn alle Prognosen deuten auf eine abnehmende 
Bevölkerung hin. Instrumente, wie sie in den vergange- 
nen Jahren geschaffen wurden, helfen alleine nicht weiter. 
Es gilt in erster Linie die kontraproduktiven Maßnahmen, 
wie Zerschneidung von Landschaften durch Straßenbau 
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sowie Subventionierung von Biodiversität mindernden 
Agrarsystemen, einzustellen (vgl. hierzu die Ausführun- 
gen bei den Indikatoren Artenvielfalt, Mobilität und 
Landwirtsehaft sowie unter E.ll Naehhaltige Mobilität.). 

Bei der biologisehen Vielfalt im Meer kann Deutschland 
einen Beitrag leisten, indem es sich im Rahmen der EU- 
Fischereipolitik konsequent für eine möglichst schnelle 
Bewirtschaftung der Fischbestände auf einem Niveau 
oberhalb des Maximalen Dauerertrags (MSY) und für ein 
Beifangverbof nicht nur für die kommerziell genufzten, 
sondern für alle Arten einsetzt. Außerdem kann Deutsch- 
land einen größeren Beitrag zur Forschung und Entwick- 
lung selektiver und ökosystemschonender Fangtechniken 
leisten. Nur so kann es gelingen, die Artenvielfalt und 
den Bestand der einzelnen Arten auf einem Niveau zu 
halten, das auch künftigen Generationen noch den Ver- 
zehr von Fisch ermöglicht. Sowohl EU-weite Regelungen 
für den Fischfang als auch Regelungen, die die Nachhal- 
tigkeit von Aquakulturen gewährleisten, sind ein richtiger 
Schritt in diese Richtung. 

Die weitere Förderung von „anderen Formen nachhaltiger 
Landwirtschaft“ aus dem Bundesprogramm Ökologischer 
Landbau zeigt auf, dass allein das Nachhaltigkeitsziel, 
den Anteil ökologisch bewirtschafteter Fläche auf 20 Pro- 
zent auszuweiten, eventuell nicht ausreichend ist. Die 
Ausweitung der Fördertatbestände im Förderprogramm 
stellt einen Widerspruch zum ursprünglichen Ziel dar, so- 
fern die „anderen Formen nachhaltiger Landwirtschaft“ 
nicht klar definiert sind. 

V. Gesundheit 

Der Gesundheitssektor ist einer der wenigen Bereiche, in 
denen der technische Fortschritt kaum zu Kostenreduzie- 
rungen beiträgt. Im Gegenteil: Mit fortschreitender Ver- 
besserung der medizinischen Möglichkeiten steigen auch 
die Gesundheitsausgaben. Dies stellt sowohl die gesetzli- 
che (GKV) als auch die private Krankenversicherung 
(PKV) vor Probleme. Dabei darf die Bewertung von The- 
rapie-Angeboten nicht allein unter dem Blickwinkel kurz- 
fristiger Ausgaben erfolgen, sondern muss auch langfris- 
tige Kostenentwicklungen berücksichtigen, wenn durch 
eine Behandlung kostenintensive Krankheiten nachweis- 
lich geheilt werden oder die Arbeitsfähigkeit wieder her- 
gestellt wird. Die Prävention sollte gestärkt werden. 

Zur gesundheitlichen Prävention gehören auch Vorsorge- 
untersuchungen, um Krankheiten möglichst frühzeitig zu 
erkennen. Dies führt zwar kurzfristig zu höheren Ausga- 
ben bei den Krankenkassen, kann langfristig aber Lebens- 
qualität steigern und Kosten reduzieren. 

Ein wichtiger Aspekt ist die Prävention durch Umwelt- 
schutz. Wobei in der heutigen Zeit immer mehr dem 
Lärmschutz eine große Bedeutung zukommt. Hier ist es 
wichtig, künftig nicht mehr nur nach objektiv messbaren 
Dezibel-Durchschnittswerten zu entscheiden. Wichtig ist 
auch, andere Aspekte von Lärm, wie unterschiedlich 
wahrgenommene Frequenzen und Lärm-Spitzen in die 
Entscheidungsfindung einzubeziehen. Nachts reicht ein 
lauter LKW pro Stunde aus, um die Anwohner regelmä- 


ßig aus dem Schlaf zu reißen. Da nützt es wenig, wenn im 
Durchschnitt die Lärmgrenzwerte nicht überschritten 
werden. 

VI. Soziale Eingliederung, Demografie und 
Migration 

Deutschlands Zukunft zu gestalten, ist gesamtgesell- 
schaftliche Aufgabe. Bund, Länder und Kommunen sind 
gleichermaßen in der Pflicht. Soziale Eingliederung, die 
Gestaltung der demografischen Entwicklung sowie die 
Integration von Migrantinnen und Migranten dürfen 
keine Frage der kommunalen Finanzausstattung sein. Die 
Unterstützung für bürgerschaftliches Engagement wird 
anerkannt. 

Der Parlamentarische Beirat für nachhaltige Entwicklung 
begrüßt, dass das Themenfeld „Soziale Eingliederung, 
Demografie und Migration“ im Fortschrittsbericht 2012 
aufgenommen wurde, kritisiert aber dessen im Vergleich 
zu anderen Themen knappe Darstellung. Da die Indikato- 
ren in diesen Feldern allesamt keinen positiven Verlauf si- 
gnalisieren, ist zudem eine reine Auflistung von Maßnah- 
men nicht zielführend. Deutschland muss auch in Zukunft 
ein Land mit hohem Wohlstandsniveau, ökonomisch er- 
folgreich, ökologisch vernünftig und sozial gerecht sein. 
Dafür braucht es langfristig angelegte und ganzheitliche 
Konzepte, insbesondere im Hinblick auf die demografi- 
sche Entwicklung. 

Die Berücksichtigung der Auswirkungen des demografi- 
schen Wandels spielt nicht nur bei der Frage nachhaltigen 
Wirtschaftens eine große Rolle. Insgesamt stellt der de- 
mografische Wandel unsere Gesellschaft in vielen Berei- 
chen vor große Herausforderungen. Vor diesem Hinter- 
grund ist es wichtig, dieses Thema immer wieder auf die 
Tagesordnung von Diskussionen zur nachhaltigen Ent- 
wicklung zu setzen. Mit dem demografischen Wandel 
einher geht die Gefahr des Fachkräftemangels, ln erster 
Linie ist die deutsche Wirtschaft gefordert, durch gezielte 
Maßnahmen die vorhandenen Potenziale auszuschöpfen. 
Dies betrifft sowohl die bislang nicht ausreichend genutz- 
ten Potenziale sowohl von jungen Menschen, die sich in 
einer Maßnahme des Übergangssystems zwischen Schule 
und Berufsausbildung befinden, als auch die von Frauen 
als auch die Beschäftigung älterer Arbeitnehmer und die 
Qualifizierung Arbeitsloser. Die staatliche Verantwortung 
ist mehr gefordert, wenn es um verstärkte Anstrengungen 
und Initiativen im Bereich Ausbildung und Qualifizie- 
rung sowie um die Schaffung tragfähiger Rahmenbedin- 
gungen für die Zuwanderung in den Arbeifsmarkt geht. 

Frühkindliche Bildung und Betreuung sind konsequent 
weiter auszubauen. Alle Menschen, egal mit welchem 
kulturellen Hintergrund, sollten ihre Potenziale frei ent- 
falten und sich in die Gesellschaft integrieren können. 
Der im September 2012 vorgelegte OECD-Bericht „Bil- 
dung auf einen Blick“ stellt fest: ln Deutschland ist im 
Bildungswesen bedauerlicherweise immer noch die Her- 
kunft von großer Bedeutung. Deshalb sind verstärkt indi- 
viduelle Potenziale der Kinder zu fordern. Deufschland 
wendet weniger Mittel für Bildung auf als vergleichbare 
Staaten, und Deutschland ist eines der europäischen 
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Schlusslichter, wenn es darum geht, Menschen mit Mi- 
grationshintergrund über Bildung zu integrieren. 

Im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung und im Hin- 
blick auf den demografischen Wandel werden Konzepte 
für gute und faire Arbeitsbedingungen, flexible Arbeits- 
zeitmodelle, Gesundheitsforderung sowie bezahlbarer 
und bedarfsgerechter Wohnraum benötigt, das wird auch 
aus der Betrachtung der Indikatoren deutlich. Zu begrü- 
ßen ist der Fokus auf familiengerechte und damit vor al- 
lem flexiblere Arbeits- und Arbeitszeitmodelle. Dies ver- 
bessert nicht nur die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf, sondern stärkt auch das Potenzial ehrenamtlichen 
Engagements. 

Der Beirat fordert, dass der wichtige Themenbereich der 
„Sozialen Eingliederung, Demografie und Migration“ im 
nächsten Fortschrittsbericht einen deutlich gewichtigeren 
Platz einnimmt und in der Ressortabstimmung mehr 
Rücksicht auf die Ergebnisse des Indikatorenberichts zur 
nachhaltigen Entwicklung gelegt wird. Die Indikatoren 
sollten entsprechend der Vorschläge des PBNE im Indika- 
torenteil der Unterrichtung optimiert werden. 

VII. Globale Herausforderungen In Bezug auf 
Armut und nachhaltige Entwicklung 

Der PBNE begrüßt das Bekenntnis der Bundesregierung 
nachhaltige Entwicklung global zu denken. In diesem 
Sinne orientiert sich die zehnte Managementregel der 
Nachhaltigkeitsstrategie ausdrücklich an den Millen- 
niumsentwicklungszielen (MDGs) der Vereinten Natio- 
nen. 

Der PBNE weist auf das von der Bundesregierung kaum 
thematisierte Spannungsverhältnis zwischen Zielen hin, 
etwa Menschenrechte und deutsche Interessen oder die 
Bestimmung politisch-wirtschaftlicher Eliten als Träger 
für Entwicklungsprozesse und Förderung der breiten Zi- 
vilgesellschaft. Dies erfolgt vor dem Hintergrund der 
programmatischen Schwerpunktsetzung des Bundes- 
ministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (BMZ) auf gute Regierungsführung, men- 
schenwürdiges Leben, ökologisch verantwortliches und 
Arbeit schaffendes Wachstum sowie faire Strukturen der 
internationalen wirtschaftlichen und politischen Koopera- 
tion. Der im BMZ eingerichtete Ressortkreis Internatio- 
nale Zusammenarbeit sollte diesbezüglich gestärkt wer- 
den. 

Aus Sicht des PBNE hat die Weltwirtschaft Gewinner 
und Verlierer, die Früchte der Globalisierung sind sowohl 
in als auch zwischen den Ländern ungleich verteilt. So 
hat das Einkommensgefälle zwischen den reichsten und 
ärmsten Ländern über die letzten Jahrzehnte deutlich zu- 
genommen. Auch wenn es einigen Ländern wie den 
Schwellenländem Ostasiens (Südkorea, Taiwan, Singa- 
pur) und den G5-Staaten (Brasilien, Indien, China, 
Mexiko, Südafrika) gelungen ist, ihre Wirtschaften und 
Produkte auf dem Weltmarkt konkurrenzfähig zu machen 
und Direktinvestitionen anzuziehen, so haben vor allem 
die Industrieländer wegen ihres Vorsprungs in Sachen 


Kapitalausstattung, Dienstleistungen sowie Know-How 
und Technologie vom internationalen Güteraustausch und 
der Erschließung neuer Märkte profitiert. Weil der Groß- 
teil des Welthandels zwischen Industrie- und Schwellen- 
ländem stattfindet, ist eine nachhaltige Entwicklung in 
diesem Bereich besonders wichtig. 

Die Entwicklungspolitik der Bundesregiemng benennt 
Wirtschaftswachstum durch Investitionen, technische 
Innovationen und freien Handel als eine wesentliche Vo- 
raussetzung für welfweite wirtschaftliche Entwicklung 
und Arbeitsplätze. Erfahmngen von Ländern wie China, 
Indien und Vietnam, die ihre großen Binnenmärkte zu- 
nächst gezielt geschützt und erst schrittweise geöffnet ha- 
ben, oder Südkorea, das durch staatliche Investitions- 
schübe Industrialisierung und Fortschritt erzielt hat, 
zeigen jedoch, dass es unterschiedliche Entwicklungsstra- 
tegien mit unterschiedlichen Graden der Marktöffnung 
sein können, die zum Erfolg führen. 

In Entwicklungs- und Schwellenländem kommt Wirt- 
schaftswachstum nicht automatisch allen Bevölkemngs- 
gmppen zugute und fördert nicht zwangsläufig soziale 
Mobilität. Gerade Frauen, die bei der Durchsetzung weit- 
reichender friedlicher Verändemngen in der Welt häufig 
eine zentrale Rolle einnehmen, werden oft sowohl stmk- 
turell benachteiligt als auch aktiv diskriminiert. Ein 
gleichberechtigter Zugang zu Partizipationsmöglich- 
keiten, Bildung, Produktionsmitteln ist entscheidend. 
Weil Armut und Ungleichheit sozialen Zusammenhalt ge- 
fährden und politische Instabilität schaffen, regt der 
PBNE in diesem Zusammenhang eine erhöhte Sensibilität 
an. Innovation und Finanziemngsangebote vor Ort für 
kleinste, kleine und mittlere Unternehmen zur Unterstüt- 
zung einer nachhaltigen, inklusiven Wirtschaftsentwick- 
lung, Fördemng einer fairen Welthandelsordnung, Unter- 
stützung der Entwicklungsländer und die Stärkung der 
Zivilgesellschaft ohne Parteinahme für bestimmte Gmp- 
pen sind Schritte in die richtige Richtung. Im Sinne der 
zehnten Managementregel, dass die Menschen in allen 
Ländern an den wirtschaftlichen Entwicklungen teilhaben 
können, weist der PBNE daraufhin, dass Deutschland als 
der leistungsstärksten Volkswirtschaft der EU und welt- 
weit viertstärksten Nation bezüglich des Brattoinlands- 
produktes auf globaler Ebene eine besondere Verantwor- 
tung zuteil kommt. 

Angesichts von Debatten um das Kosten-Nutzen- Verhält- 
nis der Entwicklungsfinanzierang weist der PBNE darauf 
hin, dass die Entwicklungszusammenarbeit (wie bei- 
spielsweise die zuletzt von den Industrieländern auf der 
Weltklimakonferenz 2010 in Cancün bekräftigte finan- 
zielle Unterstützung der armen Länder bei der Emissions- 
minderung und der Anpassung an die Veränderungen 
infolge des Klimawandels in Höhe von 100 Milliarden 
US-Dollar bis 2020) für Deutschlands Wirtschaft eine 
günstige Hebelwirkung entfalten kann. Neben der Förde- 
rung global nachhaltiger Entwicklung entstehen hier 
langfristige Effekte, die nicht durch kurzfristige Haus- 
haltsplanung behindert werden sollten. 



Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


- 21 - 


Drucksache 17/11670 


VIII. Allgemeine und berufliche Bildung 

Der Parlamentarische Beirat fiir nachhaltige Entwicklung 
begrüßt, dass Aspekte nachhaltiger Entwicklung immer 
stärker in die Qualitätsanforderungen der Berufsausbil- 
dung und der Fortbildungen einfließen. Gerade im Bil- 
dungsbereich können die Grundlagen gelegt werden, die 
Leitlinien nachhaltiger Entwicklung mehr und mehr im 
individuellen wie im gesellschaftlichen Bewusstsein zu 
verankern. Wenn es gelingt, die Aspekte nachhaltiger 
Entwicklung durchgehend in alle Bereiche der Bildung zu 
integrieren - also von der Kindertagesstätte, über die 
Schule, die duale Ausbildung, die Hochschulausbildung 
und die Weiterbildung - wird es auch gelingen, dass der 
Nachhaltigkeitsgedanke selbstverständlich in alle Facet- 
ten des täglichen Lebens hineinwirkt. 

Wichtig ist aus Sicht des PBNE, dass diese Entwicklung 
auch über die UN-Dekade „Bildung für nachhaltige Ent- 
wicklung“ hinaus unterstützt wird. 

IX. Forschung und Entwicklung 

Es ist zu begrüßen, dass die Forschungsausgaben der öf- 
fentlichen Hand trotz Finanzkrise nicht gekürzt, sondern 
im Gegenteil sogar erhöht worden sind. Forschung und 
Entwicklung sind gerade in einem rohstoffarmen Land 
Motor der wirtschaftlichen Entwicklung. 

Die Anstrengungen zur Steigerung der Ausgaben für For- 
schung und Entwicklung sind zu intensivieren. Sowohl 
Politik als auch Wirtschaft müssen den erfolgreichen 
Weg, der in den letzten Jahren eingeschlagen wurde, wei- 
ter fortsetzen und dürfen sich nicht darauf ausruhen, dass 
die Zielperspektive beim Indikator 8 erheblich gestreckt 
und damit der Druck gemindert worden ist. 

Zu Kapitel J: Nachhaltige Entwicklung In Europa 

Nachhaltigkeit muss Leitprinzip der europäischen Politik 
sein, sowie umfassend und konsequent Berücksichtigung 
finden. Der Parlamentarische Beirat für nachhaltige Ent- 
wicklung stellt fest, dass die EU-Nachhaltigkeitsstrategie 
im Rahmen des organisatorischen Gesamtgefüges der 
EU-lnstitutionen noch nicht gut verankert ist. Die Umset- 
zung der Europäischen Nachhaltigkeitsstrategie muss 
stärker in der Arbeit des Europäischen Parlamentes, des 
Ministerrates, des Europäischen Rates und der Kommis- 
sion verankert werden, sodass die nachhaltige Entwick- 
lung zur Richtschnur europäischer Politik werden kann. 
Der Parlamentarische Beirat für nachhaltige Entwicklung 
fordert die Bundesregierung auf, sich für eine institutio- 
neile Begleitung der EU -Nachhaltigkeitspolitik in einem 
zentralen, möglichst ressortübergreifenden Bereich in der 
EU-Kommission und für eine permanente Ratsarbeits- 
gruppe „Nachhaltige Entwicklung“ beim Europäischen 
Rat einzusetzen. 

Der von der EU-Kommission und dem Vorsitz des Euro- 
päischen Rates angesprochene Aspekt des Folgenabschät- 
zungssystems der EU ist aus Sicht des PBNE zu unter- 
stützen. Wenn die möglichen Auswirkungen von 


Vorhaben auf die Bereiche Wirtschaft, Gesellschaft und 
Umwelt konsequent geprüft werden, kann dies zu einer 
nachhaltigen Entwicklung beitragen. Voraussetzung ist 
jedoch eine transparente und nachvollziehbare Darstel- 
lung der bei der Prüfung gewonnenen Ergebnisse und Er- 
kenntnisse, wie sie auch durch die in die deutsche Geset- 
zesfolgenabschätzung integrierte Nachhaltigkeitsprüfung 
angestrebt ist. Nur so ist eine prioritätenorientierte nach- 
vollziehbare Entscheidung unter angemessener Berück- 
sichtigung der gewollten Wirkungen und möglicherweise 
ungewollten Nebenwirkungen möglich. 

Das Verhältnis der Europäischen Nachhaltigkeitsstrategie 
als Dachstrategie und den weiteren Strategien, wie Eu- 
ropa 2020, zueinander ist nicht eindeutig. Der PBNE setzt 
sich für eine Verknüpfung ein, bei der die Europäische 
Nachhaltigkeitsstrategie auf die langfristige Überwa- 
chung der Indikatoren abzielt, während die weiteren Stra- 
tegien konkrete zielführende Maßnahmen benennen. 

Eine große Schwäche der Europäischen Nachhaltigkeits- 
strategie ist, dass die von Eurostat festgelegten Indikato- 
ren nicht politisch diskutiert und damit für die Mitglied- 
sfaaten nicht bindend sind. Daher müssen die Indikatoren 
in einem politischen Prozess debattiert und vereinheitlicht 
werden - dies gilt sowohl für die Überarbeitung als auch 
für die Entwicklung weiterer Indikatoren. 

Um sicherzustellen, dass die Ziele der Europäischen 
Nachhaltigkeitsstrategie EU-weit einheitlich anerkannt 
und verfolgt werden, ist es zudem erforderlich, die Indi- 
katoren und Ziele - sofern nicht bereits geschehen - zwi- 
schen der EU und den Mitgliedstaaten abzustimmen. Nur 
wenn die EU mit ihrer Nachhaltigkeitsstrategie und die 
Mitgliedsländer mit ihren nationalen Nachhaltigkeitsstra- 
tegien an denselben Zielen festhalten und arbeiten, lässt 
sich die EU-Nachhaltigkeitsstrategie effektiv verfolgen. 
Über die EU -Ziele hinausgehende Zielvorgaben in natio- 
nalen Nachhaltigkeitsstrategien bleiben davon unberührt - 
die EU gibt hier lediglich einen Mindestrahmen vor. 

Aus Sicht des PBNE hätte die Fortschreibung der EU- 
Nachhaltigkeitsstrategie spätestens auf der EU-Ratssit- 
zung im Dezember 2011 beschlossen werden sollen. Die- 
ser Beschluss wäre ein wichtiges Signal an die Konferenz 
Rio-i-20 im Mai 2012 gewesen, dass die Europäische 
Union nicht nur eine Nachhaltigkeitsstrategie zu dekla- 
matorischen Zwecken, um der Pflicht zu genügen, erar- 
beitet hat, sondern dass die EU das Thema nachhaltige 
Entwicklung auch künftig mit großem Engagement be- 
treiben wird. Der Parlamentarische Beirat für nachhaltige 
Entwicklung begrüßt, dass der EU-Umweltministerrat 
- auch auf Betreiben der Bundesregierung - im Oktober 
2012 einen Beschluss zur Weiterentwicklung der EU- 
Nachhaltigkeitsstrategie gefasst hat. Der PBNE fordert 
die Bundesregierung auf, sich weiterhin dafür einzuset- 
zen, dass die Fortschreibung der EU-Nachhaltigkeitsstra- 
tegie nunmehr möglichst rasch beginnt und die Ergeb- 
nisse der Konferenz von Rio in der weiterentwickelten 
EU-Nachhaltigkeitsstrategie berücksichtigt werden. 
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Zu Kapitel K: Nachhaltigkeit im Rahmen der 
Vereinten Nationen 

Die Konferenz von Rio 2012 ist die große Hoffnung 
gewesen, Nachhaltigkeit im Rahmen der Vereinten 
Nationen (VN) weiter zu stärken. Das Fazit der Nachhal- 
tigkeitskonferenz von Rio 2012 fällt allerdings durch- 
wachsen aus. Es gibt kleine Fortschritte im globalen 
Nachhaltigkeitsprozess. Viele wichtige Entscheidungen 
wurden vertagt und Erwartungen nicht erfüllt. Die Ent- 
täuschung darüber - gerade auch bei den Nichtregie- 
rungsorganisationen - ist verständlich. 

Der Parlamentarische Beirat für nachhaltige Entwicklung 
hat lange auf Rio+20 hingearbeitet. Er hatte sich im Vor- 
feld der Einschätzung angeschlossen, dass eine Reform 
der VN-Umwelt- und Nachhaltigkeitsstrukturen Grund- 
voraussetzung ist, um die Zielvorgaben für nachhaltige 
Entwicklung wirksam umzusetzen, ln einem interfraktio- 
nellen Antrag hat er im September 2011 die Bundesregie- 
rung aufgefordert, sich für eine Stärkung der globalen 
Nachhaltigkeitsinstitutionen einzusetzen. So sollten so- 
wohl das Umweltprogramm der Vereinten Nationen zu ei- 
ner Sonderorganisation aufgewertet als auch die VN- 
Kommission für nachhaltige Entwicklung gestärkt wer- 


den. Denn es braucht starke Institutionen, um die Idee 
von Rio einer nachhaltigen Wirtschaftsweise in die Praxis 
umzusetzen. 

Das Umweltprogramm der Vereinten Nationen wurde lei- 
der nicht zu einer vollwertigen VN-Sonderorganisation 
aufgewertet, jedoch zumindest gestärkt. 

Hinsichtlich des zweiten großen Themenfeldes „Green 
Economy“ ist positiv zu bewerten, dass sich die Konfe- 
renzteilnehmer dazu verpflichtet haben, künftig verstärkt 
ressourcensparender und kohlenstoffärmer zu wirtschaf- 
ten. 

Nicht gelungen ist in Rio die Formulierung konkreter glo- 
baler Nachhaltigkeitsziele. Der PBNE begrüßt, dass aber 
zumindest ein Prozess für deren Entwicklung gestartet 
wurde. Insgesamt hätte sich der PBNE aber mehr Ver- 
bindlichkeit gewünscht, um sich in zehn Jahren nicht 
mehr über Ziele, sondern über Ergebnisse zu unterhalten. 
Im Interesse einer nachhaltigen Entwicklung ermuntert 
der Parlamentarische Beirat für nachhaltige Entwicklung 
die Bundesregierung, das ihr Machbare zügig in Angriff 
zu nehmen und sich für eine Beteiligung nationaler Parla- 
mente an der Erarbeitung von globalen Nachhaltigkeits- 
zielen einzusetzen. 
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